
Wort und 
Widerwort: 
Was macht Hochschulen attraktiv? 

Mehr Selbstständigkeit und
weniger Staat, verstärkte Leistungs-
anreize und Schärfung des Profils –
dies alles (und manches darüber
hinaus) kann nach Ansicht der hoch-
schulpolitischen Sprecher der Land-
tagsfraktionen dazu beitragen, dass
die Hochschulen des Landes attraktiv
bleiben oder attraktiver werden. Was
im Grundsatz weitgehend unum-
stritten ist, führt im Detail zu kontro-
versen Auffassungen: Wie weit soll
die Autonomie getrieben werden?
Studiengebühren, eigene Auswahl unter
den Studienbewerbern, Befreiung vom
Dienst- und Besoldungsrecht – darüber
sind sich die Fraktionen nicht einig
(Seite 10).

Nord-
rhein-West-

falen kein Touristik-
Land? Die Fakten lauten

anders. Von Köln nahm die
Rhein-Romantik ihren Anfang. Der

Drachenfels galt lange als der höchste
Berg Hollands. Heute klettern Freizeitsportler

in den Relikten der Montanindustrie (hier unser
Bild aus dem Landschaftspark Duisburg-Nord) und

Skifahrer rutschen auf Kunstschnee ehemalige Halden
hinab. Im Sauerland lockt der Rothaarsteig. Im

Münsterland gehen Radfahrer auf „Pättkestour“.
Blauer Himmel wölbt sich über der Ruhr. Fa-

briken werden zu Museen und kulturellen
Veranstaltungsorten. Tatsächlich: NRW

braucht sich als Touristik-Land nicht
zu verstecken. Mehr darüber auf

den Seiten 11 bis 13.
Foto: Schälte

Emissionshandel S. 5
Bringt
der Handel mit
Emissionszertifikaten Nach-
teile für Nordrhein-West-
falens Kraftwerke und Stahl-
hersteller? Das darf nicht
passieren, fordert der Landtag.

Förderbank S. 15
Die Umwandlung der Landes-
bank Nordrhein-Westfalen in
eine Förderbank verläuft EU-
konform. Der Haushalts- und
Finanzausschuss stärkte nach einer
Anhörung noch die Kontroll-
rechte im Gesetz.

Großbäckerei S. 17
Immer mehr türkische Unter-
nehmen in NRW sind gut auf-
gestellt. Der Wirtschaftsausschuss
des Landtags überzeugte sich
davon beim Besuch einer tür-
kischen Großbäckerei in Gelsen-
kirchen.

Service Anhang
Wer sitzt den Ausschüssen des Land-
tags vor? Welche Sprecher haben
die Fraktionen in die Ausschüsse,
Unterausschüsse und Enquetekom-
missionen entsandt? Darüber geben
zwei heraustrennbare Serviceseiten
am Heftende Auskunft.
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N
ordrhein-Westfalen bietet viel. In
Sachen Städtereisen haben die Besuche-
rinnen und Besucher die große Wahl:

von Stadtführungen in Paderborn über Erleb-
nisspaziergänge durchs historische Münster bis
zum Aufstieg auf den Kölner Dom. In Sachen
Kultur lockt das Eifelstädtchen Bad Münstereifel
mit Touren auf den Spuren eines Eifeler Räubers,
andere Orte bieten kulinarische Küchenreisen
und Bonn gilt als attraktive Museumsstadt.

Wer sich lieber sportlich betätigen will,
steigt aufs Rad und fährt durch die Nieder-
rhein-Landschaft oder sucht sich die Heraus-
forderung beim Berge bezwingen in der Bike
Arena Sauerland. Ebenso gefragt: Auf Schusters
Rappen entlang des Rothaarwegs, Schritt für
Schritt durchs Bergische Land oder alternativ
mit strammen Waden durchs Revier.

Auch als Sportland zeigt sich NRW von
seiner rekordverdächtigen Seite: Hoch zu Ross
zu erloschenen Vulkankegeln aufbrechen, mit
Paddel und Ruder durchs Ruhrtal skippern oder
mal einfach einen Blick in die „Heiligtümer“ der
modernen Fußballstadien werfen. Wer das Land
liebt, bricht zum neuen Nationalpark Eifel auf.

Gesunde Luft

Die größte „Teddybärenmesse“ der Welt
begeistert in Münster, „boot“ und „Caravan“
ziehen die Gäste nach Düsseldorf und die
Essener bieten mit der „Fibo“ Neues für
Fitnessbegeisterte. Gesunde Luft gibt es an
vielen Orten: In Vlotho an der Weser muss
keiner Kurtaxe bezahlen. Wer will, kann einfach
mal in einem der vielen nordrhein-westfälischen
Wellness-Hotels die Seele baumeln lassen.

Der Reiz von Kohle und Stahl lässt
Touristenherzen höher schlagen: Wie beim
Übernachten unterm Förderturm auf Zeche
Zollverein in Essen, bei der Grubenfahrt auf
der Zeche Zollern in Dortmund oder im
Duisburger Landschaftspark Nord mal mit den
Tauchern ins Kühlbecken steigen. Und zu guter
Letzt gibt es da ja auch noch den Rhein. Da ist
es so schön, weil sich hier die Touristen mit
„Rhein in Flammen“, romantischen Schiffs-
touren und auf Party-Booten amüsieren.

Wenn jetzt noch einer sagt, in Nordrhein-
Westfalen kann man keinen Urlaub verbringen,
der kennt sein Land überhaupt nicht. Und
genau hier liegt das Problem: Der Tourismus
steigt zwar zum großen Wirtschaftsfaktor mit
vielen Arbeitsplätzen auf, doch so richtig ver-
netzt sind die Regionen noch nicht. Der Traum
vom „Tourismusland NRW“ wird erst Stück für
Stück zusammen geschmiedet. Attraktionen
gibt es genug. SH
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Herausragende Leistungen für den Bau einer humanen, solidarischen und lebenswerten
Gesellschaft habe er geleistet – dafür sei ihm vom Bundespräsidenten das Verdienstkreuz am Bande
des Verdienstordens der Bundesrepublik Deutschland verliehen worden. Landtagspräsident Ulrich
Schmidt (l.) würdigte mit diesen Worten den CDU-Landtagsabgeordneten, Sozialexperten und Bundes-
vorsitzenden der Christlich-Demokratischen Arbeitnehmerschaft Deutschlands Hermann-Josef Arentz (r.),
als er ihm den Orden überreichte. Im Übrigen, so der Präsident weiter, sei Arentz im Landesparlament,
dem der seit 1980 angehört, ein „brillanter Debattenredner“, der „die Kultur des Wortes auf hohem Niveau
hält“.                                                                                                                            Foto: Schälte

Dr. Gerhard Papke (FDP) warf der
Landesregierung vor, die Propaganda der
Deutschen Steinkohle AG nachzubeten. Bei
einem Anteil von drei Prozent am jährlichen
Primärenergiebedarf könne von nationaler
Versorgungssicherheit nicht gesprochen werden.
Am Niederrhein versuche die Landesregierung,
die Menschen zu beruhigen, um über Wahl-
termine hinwegzukommen. Die Grünen sollten
bei der Abstimmung über einen FDP-Antrag
zum Ausstieg im April Farbe bekennen.

Reiner Priggen (GRÜNE) sah kontroverse
Meinungen in der CDU-Fraktion und Dis-
kussionsbedarf angesichts von drei Milliarden
Euro Landesgeld bis 2012. Was bis zum Jahr 2005
abgesichert sei, könne nicht schlagartig mit
Freisetzung von 36.000 Bergleuten enden. Die
Differenz zwischen SPD und Grünen beziehe
sich auf den nationalen Steinkohlesockel. Landes-
mittel für 3.300 Neueinstellungen neben den
50 Millionen Euro für  Frühverrentung bereit-
zuhalten, sei nicht zu verantworten.

Energieminister Dr. Axel Horstmann (SPD) sah die
nötige Vorsorge im Landeshaushalt für eine
vertragliche Vereinbarung mit dem Bund ge-
troffen und die klare Position im „Düsseldorfer
Signal“: frühestmögliche Beendigung des
Steinkohlenabbaus unter dem Rhein. Ebenso
klar seien Rechtspositionen des Unternehmens

im Rahmenbetriebsplan bis 2019.
Die Hürden für den Zeitraum

nach 2012 seien wesentlich
höher gelegt worden. Wenn

die CDU gleichzeitig die bal-
dige Schließung von Walsum

fordere, den Neubau des Braun-
kohlekraftwerks Niederaußem

stoppen und sämtliche Fördermittel
für erneuerbare Energien streichen

wolle, sei sie ein Risiko für Investitionen
im Energieland NRW.

Fritz Kollorz (CDU) warf den Grünen
vor, die Verhandlungen mit dem Bund und

die Planungssicherheit des Bergbaus zu
gefährden.

Gisela Walsken (SPD) hob die wichtige Rolle
des Bergwerks Walsum für die Wirtschaft und
den Arbeitsmarkt in einer Region mit 15 Prozent
Arbeitslosigkeit hervor. Auch nehme das Berg-
werk mit 240 Auszubildenden einen wichtigen
sozialen Auftrag wahr.

Marianne Thomann-Stahl (FDP) erwiderte, jeder
Arbeitsplatz im Bergbau werde mit 75.000 Euro
subventioniert. Das gesunde Unternehmen
Ruhrkohle AG könne nicht weiter hinter
Schutzzäunen auf Kosten der Bevölkerung am
Niederrhein wachsen.

Reiner Priggen (GRÜNE) bezweifelte die Sozial-
verträglichkeit bei von der CDU geforderter
Reduzierung auf 13 Millionen Jahrestonnen und
trat dafür ein, bei Stilllegungsentscheidungen
auch die Höhe der Folgekosten zu beachten.

Dr. Helmut Linssen (CDU) forderte, bei 16
Milliarden Euro öffentlicher Mittel Prioritäten
zu setzen, mit dem klaren Zeitziel eines sozial-
verträglichen Ausstiegs und ohne verfehlte Vor-
leistungen für neue Strecken.

Ralf Jäger (SPD) trat für den Sockel hei-
mischer Energie auch nach 2012 ein. Die SPD
gehe von keiner Gefährdung durch Abbau
unter dem Rhein aus.
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Christian Weisbrich (CDU) sprach von einem
Verwirrspiel um die Zukunft der Steinkohle und
von ungedeckten Schecks im Bergbau. Es müsse
aufhören, dass zwischen Bund und Kohleländern
gepokert werde. Zu dem einsam vom Kanzler
zugesagten Kohlesockel gebe es keinen Vertrag.
Es gehe weder um Versorgungssicherheit noch
um Exportchancen, sondern darum, beim Rück-
zug betriebsbedingte Kündigungen zu ver-
meiden. Die CDU wolle die jährliche Förder-
menge bis 2010 auf 13 Millionen Tonnen
halbieren und die NRW-Subventionen ab 2006
um jährlich 50 Millionen Euro vermindern. Die
Kohleförderung unter dem Rhein in Walsum
solle vorrangig eingestellt werden.

Werner Bischoff (SPD) trat für die sozialverträg-
liche Reduzierung der Fördermenge auf 16 Mil-
lionen Tonnen im Jahre 2012 ein. Die Anschluss-
regelung ab 2006 sei von der Bundesregierung
im November 2003 finanziell umgesetzt worden.
Noch nicht abgeschlossen seien die Finanzie-
rungsgespräche mit NRW und dem Saarland.
Der SPD gehe es immer um die Einheit von
Energiepolitik und sozialverträglichem Beleg-
schaftsabbau. Die Einzelheiten seien vom Unter-
nehmen zu entscheiden. Das Bergwerk Walsum
habe einen genehmigten Rahmenbetriebsplan
für die Förderung bis 2012. Dem Kreis Wesel
sei nach Lohberg 2007 eine weitere Schließung
nicht zuzumuten.

Steinkohle

Drei Fraktionen: 
Zeche Walsum früher schließen
Laut Landesregierung entscheidet das Unternehmen bis Mai 
Streit in der Steinkohlepolitik – Was will die Landesregierung? Über dieses von der CDU
formulierte Thema debattierte der Landtag in einer Aktuellen Stunde am 11. Februar. Energie-
minister Dr. Axel Horstmann (SPD) verwies im Plenum auf den Rahmenbetriebsplan des
Abbau-Unternehmens bis 2019 und neue Planungen, die auf der Grundlage der 16-Millionen-
Jahrestonnen-Zusage des Bundeskanzlers bis Mai vom Unternehmen erwartet würden.

Bitte klicken Sie hier, um weitere Informationen über die Abgeordneten zu erhalten!
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meinde getroffen“, so Reul. Das mache man
nicht mit.

Ralf Witzel (FDP) kritisierte, dass der von
Rot-Grün vorgelegte Antrag sich im Kern darauf
reduzieren lasse, überall dort weitreichende
Freiheiten zu ermöglichen, wo Standards nicht
so wichtig seien. Wo mehr Freiheiten an-
gebrachter wären, würde dies jedoch nicht
geschehen. Die FDP mache mit, wenn es darum
gehe unnötige Bürokratie abzubauen und mehr
Schulautonomie zu realisieren. Das dürfe
jedoch nicht zulasten der Bildungsstandards
und damit der Zukunftschancen der Schüler
gehen, machte Witzel deutlich. Die rot-grünen
Reformüberlegungen zur Schulaufsicht seien
noch zu unausgegoren, die große Beliebigkeit
bei Bildungsstandards korrespondiere nicht
mit dem Vertrauen in organisatorische Frei-
heiten. „Wir wollen eine Wettbewerbsland-
schaft der Schulstandorte, Transparenz über
die Angebote, keinerlei Beliebigkeit bei
Qualitätsstandards, die auch landesweiten
Anforderungen genügen müssen, und in
hinreichender Weise größere organisatorische
Freiheit bei Verwaltung und Personal.“

Schulministerin Ute Schäfer (SPD) machte
deutlich: „Wir wollen in erster Linie Erkennt-
nisse gewinnen, wie wir Schule und Unterricht
ganz konkret verbessern können.“ Die
bisherigen Erfahrungen zeigten, dass man das
Tempo des Transfers an einigen Stellen durch-
aus steigern könne. Das würden sich auch die
Schulen wünschen, so die Ministerin.

Auch würde
sich bereits zeigen, dass die Schulen von ihren
Gestaltungsmöglichkeiten regen Gebrauch
machten. „Sie richten die Stundentafel ziel-
genauer an den Bedürfnissen der Schülerinnen
und Schüler aus, entwickeln neue Formen der
Leistungsbewertung und gezielte Fördermaß-
nahmen, die den Schülern die Teilnahme am
Unterricht  der nächst höheren Klasse ermög-
lichen“, berichtete die Ministerin. Die Landes-
regierung begrüße ausdrücklich die Initiative
der Koalition, schulische Selbstständigkeit und
die Schulaufsicht weiterzuentwickeln.
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Schulpolitik

Mehr Erfolge durch größere Freiheit
Umsteuerungsprozess nach PISA kommt in Gang

Nach dem Willen der beiden Koalitionsfraktionen SPD und Grüne sollen die Schulen im
Land mehr Selbstständigkeit und Verantwortung erhalten. Außerdem soll die Schulauf-
sicht reformiert werden. So will die Koalition mehr Qualität im nordrhein-westfälischen
Bildungssystem erreichen. Den entsprechenden Antrag (Drs. 13/4971) debattierte das

Plenum Mitte vergangenen Monats
und überwies ihn zur abschließenden
Beratung federführend an den Aus-
schuss für Schule und Weiterbildung.

Manfred Degen (SPD) unter-
strich die Wichtigkeit des Antrags: Es gehe

darum, Schule und Unterricht mittel- und
langfristig zu verbessern und zukunftsfähig zu
gestalten. In zentralen Kompetenzbereichen
wie Lesen, Mathematik und Naturwissen-
schaften seien bei den internationalen Ver-
gleichsuntersuchungen Defizite deutlich gewor-
den, die zum Handeln zwängen. Ein auffälliges
Ergebnis der PISA-Studie sei die Überein-
stimmung von Höhe der erreichten Qualität
und Grad der Freiheit, den man den Schulen in
den jeweiligen Ländern eingeräumt habe: „Je
mehr Freiheit die Schulen hatten, umso größer
waren die Erfolge schulischer Arbeit.“ Daher
fordere seine Fraktion „… ein Konzept zur
Übertragung der dargelegten Elemente des
Modellvorhabens 'Selbstständige Schule' auf
alle Schulen zu entwickeln“, und dieses Konzept
bis Mitte diesen Jahres vorzulegen.

Sylvia Löhrmann, GRÜNE-Fraktionsvorsitzende
erklärte, dass man mit diesem Antrag die
Weichen stellen würde für einen Prozess, an
dessen Ende selbstständige, mündige und eigen-
verantwortlich arbeitende Schulen stünden,
eingebettet in regionale Bildungslandschaften.
Gute Schulen müssten sich den Bedingungen
stellen, die sie vor Ort vorfinden, um gute Arbeit
leisten zu können, „starre Direktiven und Vor-
gaben vom Land oder aus den Reihen der
Bezirksregierung oder aus der Politik (…)
lassen dazu einen viel zu geringen Raum“,
betonte sie. Die Weichen für eine solche Ent-
wicklung habe Rot-Grün im Sommer mit mehr

Kontrolle bei gleichzeitigem Ausbau der
Selbstständigkeit gestellt. „Damit setzen
wir uns an die Spitze der Entwicklung
schulischer Qualität in den Bundesländern.“
Eine Umstellung der Schulen sei bei diesem
Weg unumgänglich, so Löhrmann. So müsse

auch die Schulaufsicht schulformübergreifend
angelegt werden.

Herbert Reul (CDU) fand es spannend, dass
die Grünen heute die Vorreiter einer stärker
dezentralen Schulaufsicht in Städten und Ge-
meinden seien, sich aber gleichzeitig dafür aus-
sprächen, die Eigenständigkeit der Schulen zu
stärken. Reul:
„Sie sind nicht
bereit, über ein
Gesamtkon-
zept zu reden,
sondern Sie
nehmen sich
etwas Ein-
zelnes und
lösen es he-
raus. Das
ist konzep-
tions- und
kopflos.“
Das Ziel
der Grünen sei im Übrigen
klar. Die Fraktionsvorsitzende habe immer
gesagt, dass die Gesamtschule als einzige
Schulform für alle in Frage käme, doch genau
dies wolle seine Partei nicht. „Wir wollen eine
Stärkung von Hauptschulen, von Realschulen,
von Gymnasien, von Grundschulen, von
Sonderschulen und von Berufskollegs.“ Der
Antrag der Grünen würde die Entscheidungs-
kompetenz in die Hände so genannter Bil-
dungsbüros legen, die kein Mensch kon-
trolliere. „In Zukunft wird die Entscheidung
dann weder in der Schule noch bei der Ge-

Manfred Degen (SPD) Sylvia Löhrmann (GRÜNE)

Herbert Reul (CDU) Ralf Witzel (FDP)

Ute Schäfer (SPD)

Manfred Degen (SPD) Sylvia Löhrmann (GRÜNE)

Herbert Reul (CDU) Ralf Witzel (FDP)

Ute Schäfer (SPD)

Fotos: Schälte
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Gesetzesfahrplan sei „undemokratisch und ein
Skandal“. Für die Stahlindustrie forderte er,
dass die prozessbedingten Emissionen berück-
sichtigt werden müssten. Es dürfe zu keiner
Mehrbelastung durch den Emissionshandel für
die Stahlindustrie kommen, sonst würden
weitere Produktionen ins Ausland verlegt. Auch
bei der Kraftwerkswirtschaft sollten sich die
Emissionszertifikate nach den technischen
Möglichkeiten der einzelnen Primärenergie-
träger richten, und sich nicht am Schadstoff-
ausstoß der günstigsten Stromerzeugungs-
technologie orientieren.

Reiner Priggen (GRÜNE) sah im Emissions-
handel ein Instrument, das einen Innovations-
und Modernisierungsschub erzeugt. Jede
Tonne CO2 bekomme einen Preis. In der Ver-
gangenheit erbrachte Leistungen würden be-
rücksichtigt. Für Neuanlagen, die Altanlagen
ersetzten, würden die Zuteilungen für die Alt-
anlagen gegeben, das bewirke etwa beim Ersatz
alter Braunkohleblöcke durch eine moderne
BoA-Anlage einen erheblichen Überschuss.
Damit werde die von Rheinbraun angestrebte
Erneuerung des Kraftwerkparks unterstützt, er-
klärte Priggen und machte darauf aufmerksam,
eine eventuelle Bevorzugung der Strom-
erzeugung hätte zur Folge, dass an anderer
Stelle Emissionsmengen eingespart werden
müssten.

Energieminister Dr. Axel Horstmann (SPD) sagte:
„Wir sind lange am Ball und bleiben am Ball.“

Es gebe derzeit noch keinen Entwurf der Bun-
desregierung für den Allokationsplan, sondern
nur einen Vorschlag des Bundesumwelt-
ministers. Und der sei innerhalb der Bundes-
regierung nicht abgestimmt. Man müsse bei
allem sehen: „40 Prozent der Emissionen, deren
Entwicklung in Zukunft durch dieses Instru-
ment gesteuert werden sollen, entstehen in
Nordrhein-Westfalen.“ Das liege am Energie-
standort NRW, aber auch an den Branchen
Chemie und Stahl. Der Minister: „Deshalb
muss Nordrhein-Westfalen auf ausgewogene
Klimaschutzbestimmungen besonderen Wert
legen – wohlgemerkt, ohne das Ziel des Kli-
maschutzes und der dazugehörigen CO2-Ver-
minderung in Frage zu stellen.“ Horstmann
weiter: „Wir wollen, dass Klimavorsorge, Wirt-
schaftswachstum und Arbeitsplatzsicherung
miteinander in Einklang gebracht werden.“
Das sei mit einer Klimaschutzpolitik zu
schaffen, die Investitionen und Innovationen
„fördert und nicht etwa hemmt“.

Holger Ellerbrock (FDP) meinte, wenn man
den Emissionshandel praxisorientiert und
nicht ideologisch, wie dies die Grünen täten,
sehe, dann könne man zusammen stehen und
für den Wirtschafts- und Innovationsstandort
NRW etwas tun – ohne Abstriche beim Um-
weltschutz. Mit ihrem Allokationsplan betrieben
die Grünen und ihr Bundesumweltminister die
„Entkarbonisierung“ in der Stromerzeugung
von der Kohle hin zu Gas. Wenn man wolle,
dass NRW das Energieherz bliebe – die
Liberalen wollten das –, dann dürfe so etwas
nicht zugelassen werden, betonte Ellerbrock.

Werner Bischoff (SPD) fand auch, der
Allokationsplan müsse geändert werden, bevor
er zustimmungsfähig sei. Es sei auch zu beachten,
dass Russland und die USA das Kyoto-Proto-
koll nicht unterzeichnen  – „eine Konzentration
allein auf Europa reicht nicht aus“. Die
kritischen Anmerkungen, so Bischoffs Hoff-
nung, sollten in das Handeln der Landes-
regierung einfließen. Der jetzige Allokations-
plan der Bundesregierung, der der EU zur
Genehmigung vorgelegt werden solle, sei nicht
diskussionstauglich: Er habe zum Beispiel das
Ende der Kohleverstromung und damit des
Energiemixes zur Folge. Das dürfe auf keinen
Fall geschehen.

Christian Weisbrich (CDU) war der Meinung,
die Debatte über den deutschen Allokations-
plan müsse vor der Meldung an Brüssel
erfolgen und nicht danach – dieser Berliner

Emissionshandel
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Handel mit „Lebensmittelmarken für die Industrie“

Mit dem Kyoto-Protokoll haben sich die Staaten auf eine Reduzierung des klimaschädlichen
Gases Kohlendioxid (CO2) verständigt – wenn auch Russland und die USA inzwischen erklärt
haben, sie würden dem Protokoll nicht beitreten. Die EU ist mitten in der Umsetzung, die Mit-
gliedsländer sind aufgerufen, so genannte „nationale Allokationspläne“ vorzulegen. Ab
2005 beginnt der Handel mit Emissionszertifikaten – ein Abgeordneter bezeichnete sie
als „Lebensmittelmarken für die Industrie“. Auf Antrag der FDP führte der
Landtag Mitte vergangenen Monats eine Aktuelle Stunde durch.
Thema: „Emissionshandel darf den Wirtschafts-
standort NRW nicht gefährden.“

Wachstum ohne Abstriche
beim Umweltschutz

Der Handel mit Emissionen soll in der EU ab 2005
beginnen. Schon jetzt hat Deutschland von dem
eingegangen Ziel, die national anfallenden Emis-
sionen an klimaschädlichen Gasen von 1990 bis
2012 um 21 Prozent zu verringern, einen Großteil
geschafft. Der letzte Rest wird schwierig zu
erreichen sein, weil die technischen Probleme bei
der Abgasreduzierung enorm wachsen und in
einigen Branchen, wie Kritiker  befürchten, die
Senkung nur durch Betriebsstilllegungen zu er-
reichen ist.                                 Foto: Schälte

Bitte klicken Sie hier, um weitere Informationen über die Abgeordneten zu erhalten!

http://www.landtag.nrw.de/WWW/index2.htm?seite=15


Beschlusslagen gebe, sei „selbstverständlich“.
Aber da sollte man nicht mit einem so
„kleinkarierten“ Antrag dazwischenrufen,
wandte er sich an die CDU, sondern an einer
praxisorientierten Umsetzung weiter arbeiten.

Bei der Richtlinie gehe es
darum, das gegenwärtige
lückenhafte und unsyste-
matische Risikomanage-
ment durch Einbeziehung
der Altstoffe zu verein-
heitlichen. Das nicht nur,
um Gefahren abzuwen-
den, sondern um
Innovationsleistungen
für neue Stoffe zu
fördern. Remmel
unterstrich, dass man

mittel- und langfristig weg vom
Öl zur „grünen“ Chemie kommen müsse.

Umweltministerin Bärbel Höhn (GRÜNE) hielt
nichts von der „Fundamentalopposition“, wie
sie die CDU betreibe: Damit erreiche man in
Brüssel gar nichts. Man müsse, wie das NRW
getan habe, mit der EU-Kommission reden,
die sei nämlich den Vorschlägen aus NRW
gegenüber sehr offen. Man müsse es ganz im
Sinn der Richtlinie schaffen, Neu- und Alt-
stoffe gleich zu behandeln; damit stärke man
die Verbraucherinteressen, mindere Kosten
und Risiken und stelle die chemische Industrie
moderner auf: Sie werde zukunftsfähiger
gemacht. Denn wenn sie lieber Altstoffe als
neue Stoffe einsetzt, dann würde sich die
chemische Industrie nicht mehr weiter ent-
wickeln.

Karl Kress (CDU) ließ sich nicht davon
abbringen: Bei der Bewertung der Gesamt-
position seien der Wirtschaftsminister und die
Umweltministerin des Landes unterschiedlicher
Meinung. Das sei nicht gut; darum der Antrag
seiner Fraktion einer gemeinsamen Formulie-

rung und Vertretung der Posi-
tion: „Wenn wir sachlich mit
diesem Thema umgehen,
können wir sicher auch eine
gemeinsame Linie finden.“

Karl Kress (CDU) konstatierte erhebliche
Mängel in der EU-Chemikaliengesetzgebung;
die stellten die Behörden und die Unter-
nehmen vor enorme Probleme. „Sollte die
Verordnung in der jetzigen Form in Kraft
treten, würde sie die Konkurrenzfähigkeit
der nordrhein-westfälischen Industrie in
erheblichem Maße beeinträchtigen“, erklärte
Kress. Innerhalb Deutschlands sei NRW für die
chemische Industrie der wichtigste Standort;
jedes vierte Unternehmen der chemischen
Industrie mit mehr als 20 Mitarbeitern habe
seinen Sitz im Lande. Hinzu komme, dass in
dieser Sache die Fachministerien unterschied-
liche Positionen vertreten und es verschiedene
Papiere der Koalitionsfraktionen gebe. Das
mache misstrauisch: Ob Ministerin Höhn die
im Pilotversuch erarbeitete Position beziehe
oder sich zum Leitbild ihrer Partei und
Landtagsfraktion, „dem einer so genannten
grünen Chemie“, bekenne. Die CDU sage Ja
zur angestrebten Reform, „aber Nein zu
schweren Überregulierungen“.

Werner Bischoff (SPD) hielt der CDU vor,
statt die Politik der Landesregierung zu unter-
stützen und Gemeinsamkeiten zu unter-
streichen, habe sie in ihrem Antrag vor allem
das Trennende gesucht. Außerdem stelle sie
vor allem auf die Kostenseite ab. Dabei blende
man aus, dass nach der EU-Richtlinie in Zukunft
die zehnfache Menge an Stoffen in der
Hälfte der Zeit geprüft werden muss – auf
europäischer und nationaler Ebene gebe es
dafür noch keine Arbeitsstrukturen. Zudem

müsse die Richtlinie noch mit anderen stoff-
bezogenen Rechtsvorschriften der EU abge-
stimmt werden. Es gebe erheblichen Nachbesse-
rungsbedarf, betonte Bischoff, wenn alles so
bleibe, werde die Konkurrenzfähigkeit der
chemischen Industrie im Land stark beein-
trächtigt. Da noch andere Branchen vom Che-
mikalienrecht mit einbezogen würden, gehe die
Zahl der Betroffenen über die 130.000 in der
chemischen Industrie beschäftigten Menschen
hinaus.

Holger Ellerbrock (FDP) rückte die kleinen
und mittleren Betriebe in den Mittelpunkt:
Mit ihrer Innovationskraft seien sie oft der
Motor, „der auch die Großindustrie und
die chemische Großindustrie in Nordrhein-
Westfalen mit beflügelt“. Es dürfe nicht dazu
kommen, dass man sich aus Kostengründen
auf bekannte Stoffe stützt oder dass aus
Zeitgründen wegen aufwendiger Prüfungen
neuer Stoffe die Produktion ins außer-
europäische Ausland verlagert wird. Das Land
sollte in Politik und Wirtschaft mit einer
Stimme sprechen, verlangte Ellerbrock und
wünschte, dass der Antrag bei einem so hohen
Maß an Übereinstimmung bei der Beratung
nicht verwässert wird.

Johannes Remmel (GRÜNE)
unterstrich, dass man
bereits in Sachen EU-Che-
mikalienpolitik eine ge-
meinsame Linie entwickelt
habe. Dass es in Parteien
darüber hinausgehende

In Brüssel mit einer Stimme sprechen

Erhebliche Nachbesserungen hat die CDU-Fraktion in einem Antrag zur europäischen
Chemikalienpolitik (Drs. 13/5003) gefordert. Sonst bestehe die Gefahr, dass die Wett-

bewerbsfähigkeit der NRW-Chemie gefährdet werde. Nach einer Debatte, die um
Gemeinsamkeit bemüht war, wurde der Antrag einstimmig an den

federführenden Wirtschaftsausschuss überwiesen.

Chemikalienpolitik

Fraktionen ringen um Gemeinsamkeit in der europäischen
Chemikalienpolitik
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Hans Günter Hafke (SPD) fand das vom Antrag
verfolgte Anliegen, reizvolle und schöne Land-
schaften auch im Hinblick auf Windkraft-
anlagen zu schützen, „grundsätzlich nachvoll-
ziehbar“. Darum sei dies im Windenergieerlass
des Landes aufgegriffen „und im Rahmen des
rechtlich Möglichen angemessen geregelt“
worden. Aber eine pauschale Ablehnung von
Windkraftanlagen in Landschaftsschutz-
gebieten, wie von der FDP gefordert, sei
mit der Rechtsprechung nicht vereinbar.
Darüber sei nur im Einzelfall zu entscheiden.
Die Liberalen sagten bloß „Nein“ – ein
umfassendes realistisches und zukunfts-
gerichtetes Konzept für die Energieversorgung

von Morgen hätten sie nicht.

Hubert Schulte (CDU) warf der Wind-
kraftindustrie vor, sie habe sich zu einer
„gewaltigen Subventionsmaschinerie“ ent-
wickelt. Wenn man die Subventionssumme
für Windenergie einmal zusammen rechnen
würde, dann käme ein Betrag heraus, der
die weitere Verschandelung der Landschaft
vermeiden könnte, „wenn man diese
enormen Finanzmittel zur Optimierung des
Leistungsgrades vorhandener Kraftwerke
einsetzen würde“. Die CDU sage Ja zur
Windkraft an Standorten, wo es sinnvoll sei,
„doch es darf kein Sonderrecht bei der
Genehmigung von Windkraftanlagen geben.
Es muss ein ordentlicher Interessenausgleich
zwischen den Investoren von Windkraft-
anlagen und dem Erhalt der Landschaft
erfolgen“.

Felix Becker (FDP) stellte fest: „Es kann nicht
angehen, dass wir unsere hervorragenden
Landschaften vom Teutoburger Wald bis
zur Eifel mit Windindustrieanlagen in Land-
schaftsschutzgebieten, in Naturparks, in Natur-
schutzgebieten oder an Naturschutzgebieten
sowie am Nationalpark in der Eifel und in
Waldgebieten weiter derart verunstalten, wie
wir es bisher tun.“ Es sei unehrlich von den
Grünen, die Windkraft zu forcieren und
gleichzeitig vorzugeben, Landschaften zu
schützen. Dagegen die FDP: „Wir
wollen ländliche Räume
erhalten. Wir wollen 

nicht, dass
unsere Landschaften

überall wie Industrieregionen
aussehen.“ Das stehe im Zentrum des Antrags.

Reiner Priggen (GRÜNE) sah es als Ziel des
Antrags an, Windkraft in NRW zu verbieten.
Die FDP sage an keiner Stelle, was sie anders
machen möchte. Dabei habe die Windkraft
eine erfolgreiche jüngere Geschichte. In
Bezug auf die Kosten und die energetische
Amortisation nehme sie einen Spitzenplatz bei
den regenerativen Energien ein. Die Anlagen
seien heute leiser und leistungsstärker; Wind-
kraft sei die preiswerteste Art, regenerativen
Strom zu erzeugen. Ihre ökologische Bilanz sei
sehr gut.

Umweltministerin Bärbel Höhn (GRÜNE) setzte
die Erfolgsstory der Windkraft fort und wies
auf die Arbeitsplätze hin, die von Windkraft
und erneuerbaren Energien geschaffen worden

sind. Zudem habe
das Land die
Genehmigung
von Windkraft-
anlagen in
National-
und 

Naturparks,
in Natur- und

Landschaftsschutz-
gebieten und groß-

flächigen Waldgebieten
schon seit langem geregelt.

Die FDP wolle wohl eine „Über-
regulierung“.

Eckhard Uhlenberg (CDU), als Betreiber einer
Windkraftanlage mehrfach angesprochen,
machte darauf aufmerksam, dass „die
Stimmung der Bevölkerung beim Thema
Windkraftanlagen kippt“. Die Akzeptanz für
Windkraft gehe mehr und mehr verloren.
Auf diese Stimmung sollte die Politik Rück-
sicht nehmen, fand er. Die CDU stimme dem
FDP-Antrag zu.

Dr. Stefan Romberg (FDP) erinnerte sich, dass
die Grüne Partei einmal für Natur- und Um-
weltschutz gestanden habe. Diese Zeiten seien
vorbei; die Grünen seien von der „Droge Wind“
erfasst worden,„dass der Naturschutz überhaupt
keine Rolle mehr spielt“. Es sei völliger Quatsch
den Liberalen zu unterstellen, sie seien nicht
für erneuerbare Energien: „Aber erneuerbare
Energien sind nicht immer nur unproble-
matisch.“ Die Windkraftmasten seien mittler-
weile im Volk ganz schön verhasst. Er sei sicher,
90 Prozent der Bevölkerung würden dem An-
trag zustimmen: „Windkraftanlagen haben in
Landschaftsschutzgebieten nichts zu suchen.“

Windkraft 

Die FDP ist der Meinung, dass die Masten und Rotorblätter von Windkraftanlagen in land-
schaftlich schönen Gegenden nichts verloren haben. Auch die CDU will erkannt haben, dass die
Menschen diese Einrichtungen zur Gewinnung erneuerbarer Energie nicht mehr überall sehen
möchten. Die Koalition lehnte den FDP-Antrag (Drs. 13/4057) ab: Für den Schutz besonders
empfindlicher Landschaften sei im Lande gesorgt. Die Windkraft sei eine „Erfolgsstory“, die
man sich nicht kaputt reden lasse.

Opposition will Windkraftanlagen aus schönen Landschaften verbannen

„Die Räder machen alles zur Industrieregion“
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rung und eine Zunahme der Zahl der
Haushalte mache für die Zukunft eine
Wohnungspolitik erforderlich, „die nicht
auf Quantität, sondern in erster Linie
auf Qualität ausgerichtet ist“.

Karl Peter Brendel (FDP) wertete die
Beantwortung der Großen Anfrage als „Fleiß-
arbeit“. Insbesondere der Statistik- und Daten-
teil biete für die zukünftige Arbeit eine gut ver-
wendbare Grundlage. „Wir sollten das ein oder
andere auch durchaus beherzigen, was in der
Antwort auf die Große Anfrage steht.“ Bei-
spielsweise sei die Aussage, dass der Umfang
wohnungspolitischer Eingriffe in die Wohnungs-
baumärkte deutlich reduziert werden müsse,
„unstreitig richtig“. Er habe jedoch Zweifel, dass
diese Auffassung von den Vertretern der Regie-
rungsfraktionen und von der CDU-Fraktion
geteilt würde. Die in den vorliegenden Anträgen
geforderten „regulierenden und dirigistischen
Eingriffe“ seien „völlig unverständlich und
kontraproduktiv“.

Dr. Thomas Rommelspacher (GRÜNE) wies die
Kritik der CDU-Fraktion zurück: „Wir brauchen
die Fehlbelegerabgabe und auch das Wohnungs-
bauvermögen, um wirksam Wohnungspolitik
betreiben zu können. Wer sich gegen die Fehl-
belegungsabgabe ausspricht, ohne zu sagen, wie
er die ökonomische Basis herstellen will, betreibt
leeres Gerede.“ Auch den öffentlich geförderten
Wohnungsbau werde man weiterhin „mit langem

Atem“ betreiben, da immer noch nahezu 20 Pro-
zent der Bevölkerung Zugangsprobleme zu den
Wohnungsmärkten hätten. Darüber hinaus führe
kein Weg daran vorbei, die Wohnungsbestände
zu erneuern. „Diese Aufgabe gehen wir integriert
an: Wir verknüpfen Wohnungserneuerung auf
der einen mit Erneuerung der Stadtteile auf der
anderen Seite.“

Städtebauminister Dr. Michael Vesper (GRÜNE)
erklärte, dass angesichts veränderter Wohnungs-
marktbedingungen und -perspektiven die
Wohnungspolitik vor einer grundlegenden Neu-
bestimmung der Aufgaben und Ziele stehe.
NRW habe diesen Prozess bereits erfolgreich
eingeleitet. An Stelle eines allein quantitativ
ausgerichteten Wohnungsbaus werde künftig
ein struktureller Wohnungsbau treten müssen,
der sich auf spezifische Nachfragegruppen, auf
bestimmte Wohnungsmärkte und auf qualita-
tive Aufwertung, Modernisierung und erset-
zenden Neubau beziehe. Gleichwohl sei die
Aufgabe Mietwohnungsbau noch nicht er-
ledigt. „Hier muss etwas dazukommen. Es
zeichnen sich heute schon neue Angebots-
engpässe ab.“

„Zukunft des Wohnens und der
Wohnquartiere in NRW – Prog-
nosen, Investitionsbedarf, Folgen
für Wohnungspolitik und Stadt-
umbau“, lautete der Titel einer
Großen Anfrage (Drs. 13/4030),
die die SPD-Fraktion im Juni 2003
an die Landesregierung gerichtet
hatte. Über die Antwort (Drs.
13/4670) wurde in der Plenarsit-
zung Mitte Februar im Landtag
beraten.

Wolfgang Röken (SPD) bedankte sich beim
Ministerium für die umfangreiche Beantwor-
tung. Es sei deutlich geworden, dass sich NRW
auf dem richtigen Weg befinde. Er attestierte
Rot-Grün „eine hohe Kompetenz in der
Wohnpolitik“. Man habe flexibel auf gesell-
schaftliche und wirtschaftliche Entwicklungen
reagiert, ohne den Blick für künftige Probleme
zu verlieren. Das Wohnraumförderungspro-
gramm 2004 mache dies deutlich. Es sei ge-
lungen, die Phase des Wohnraummangels
weitgehend zu überwinden. „Mehr als 8,2 Mil-
lionen Wohnungen und eine durchschnittliche
Wohnfläche von über 38 Quadratmeter je Ein-
wohner sind historische Höchststände.“ Die
weit überwiegende Mehrheit der Einwohner
des Landes sei heute in der Lage, ihre Wohn-
bedürfnisse auf den Wohnungsmärkten zu
realisieren.

Bernd Schulte (CDU) warf der SPD vor, ein
„Gefangener ihres Koalitionsvertrags“ zu sein.
In der Vergangenheit habe sich Rot-Grün in
Fragen einer zukunftsweisenden Wohnungs-
politik nicht auf den kleinsten gemeinsamen
Nenner einigen können. Die Beantwortung der
Großen Anfrage beinhalte lediglich den woh-
nungspolitischen Status quo in NRW. Kritische
Fragen seien ausgespart worden. „Eine Große
Anfrage kann eigentlich kein Ersatz für ein
wohnungspolitisches Programm der Koalitions-
fraktionen sein.“ Sinkende Bevölkerungszahlen,
Verschiebungen der Altersgruppe der Bevölke-
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Koalitionsfraktionen sehen sich bestätigt

Wohnungspolitik

Die Wohnungspolitik im Land steht vor einer
Neuorientierung. Bei allen Eigentumsmaßnahmen für junge
Familien etwa – hier eine Situation aus dem Solinger Raum –
bleiben Bau und Förderung von Mietwohnungen in NRW eine
wichtige Aufgabe.        Foto: Schälte

Parlament debattierte über Große Anfrage zur Wohnpolitik in NRW
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bedienen, „wenn dies für die Wahrnehmung
von Aufgaben die wirtschaftlich sinnvollere
Lösung ist“. Ohne die Gesetzesänderung
könnten die Studentenwerke in ihrer Existenz
gefährdet werden.

Dr. Ruth Seidl (GRÜNE) berichtete aus den
Gesprächen mit den Studentenwerken: Die be-
grüßten grundsätzlich, „dass auf gesetzlicher
Grundlage neue Spielräume und Freiheiten er-
öffnet werden“. Sie kündigte für die zweite April-
hälfte eine Anhörung zum Gesetzentwurf an.

Dr. Hans-Joachim Franke (CDU) erinnerte an die
Anstöße, die seine Fraktion zur Änderung des
Studentenwerksgesetz gegeben hat: „Die CDU
begrüßt Ihre rasche und konsequente Reaktion
auf unseren Antrag.“ Wenn Rot-Grün keinen

„Alleingang auf Biegen und Brechen“
anstrebe, dann sei
eine von allen
Fraktionen ge-
tragene Lösung
denkbar. Seine
Fraktion würde
allerdings aus
wettbewerbs-

rechtlichen
Gründen
vorziehen,

Dietrich Kessel (SPD) machte vor allem wirt-
schaftliche und haushaltspolitische Gründe für
die erneute Novellierung verantwortlich, die
hoffentlich in einem breiten Konsens wie schon
1994 verabschiedet werden könne. Die Studen-
tenwerke erhielten in diesem und im nächsten
Jahr jeweils rund 350 Millionen an Zuschüssen
des Landes; von einer Steigerung der Zuschüsse
könne nicht ausgegangen werden, sagte Kessel
voraus. Darum müssten den Studentenwerken
die Instrumente an die Hand gegeben werden,
„selbst ihre Einnahme- und Ausgabesituation
besser als bisher beeinflussen zu können“,
indem sie etwa ihre Mittel sparsamer und wirt-
schaftlicher verwenden können. Sie sollten in

die Lage versetzt werden, Ausgrün-
dungen vorzunehmen oder

sich Dritter zu
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Hoffnung auf Gemeinsamkeit
Das vor zehn Jahren umfassend novellierte Studentenwerksgesetz soll geändert werden.
Dabei stehen die rechtliche Struktur der Studentenwerke, die Anwendung der für die Be-
diensteten der Werke geltenden dienst- und arbeitsrechtlichen Bestimmungen sowie Ab-
weichungen von der Landeshaushaltsordnung im Mittelpunkt. Ziel ist bei allem, die wirt-
schaftliche Handlungsfähigkeit und Leistungskraft der zwölf im Land arbeitenden
Studentenwerke weiter zu steigern. In erster Lesung beriet der Landtag den Gesetzentwurf
von SPD und Grünen (Drs. 13/4998) und überwies ihn einstimmig an den federführenden
Wissenschaftsausschuss.

dass aus den rechtsfähigen Anstalten öffent-
liche Gesellschaften mit beschränkter Haftung
würden. Das hätte auch den Vorteil, dass das
Gesetz wesentlich schlanker formuliert werden
könnte. Es wäre sogar möglich, ganz auf das
Gesetz zu verzichten und die erforderlichen Re-
gelungen ins Hochschulgesetz des Landes ein-
zufügen. Rot-Grün wolle aber im Grunde des
Herzens „bei altbekannten Strukturen verharren“.

Professor Dr. Friedrich Wilke (FDP) sah es als Ziel
der Novelle an, „die Rahmenbedingungen
dafür zu schaffen, dass die Studentenwerke in
eigener Verantwortung wirtschaftliche, am Markt
orientierte Handlungsspielräume gewinnen“.
Dazu seien die Akzente im vorliegenden Text
richtig gesetzt. An einigen Stellen sei er aber
noch zu halbherzig und zu mutlos: „Da könnte
man noch ein bisschen drauflegen.“ 

Wissenschaftsministerin Hannelore Kraft (SPD) er-
teilte der GmbH-Lösung eine Abfuhr: Die werde
von den Studentenwerken gar nicht gewollt.
Die möchten nämlich das

BAföG
weiter verwalten können,

„was bei einer GmbH-Lösung sehr schwierig
wäre“. Der Koalitionsentwurf folge der Linie, die
wirtschaftliche Eigenverantwortlichkeit und
die Handlungsfähigkeit der Studentenwerke
auf Dauer sicherzustellen.

Joachim Schultz-Tornau (FDP) sprach seine „herz-
liche“ Bitte aus, nicht mutwillig die Chance zur
Gemeinsamkeit kaputt zu machen. Man habe die
Gelegenheit, „auch hier wieder zu einer gemein-
samen vernünftigen Lösung zu kommen“.

Neue rechtliche Basis für die Studentenwerke des Landes

Größere Handlungsfreiheit
Der Entwurf der Koalitionsfraktionen zum
Studentenwerksgesetz enthält eine ganze
Reihe von Bestimmungen, die von der
bisherigen Regelung abweichen. Hier Aus-
züge aus Text und Begründung:

Z
ur Erfüllung ihrer Aufgaben können
sich die Studentenwerke Dritter
bedienen, sich an Unternehmen betei-

ligen und Unternehmen gründen. Dabei

stellt das Studentenwerk das Prüfungsrecht
nach §111 der Landeshaushaltsordnung (LHO)
sicher.“ (Paragraf 2 Absatz 2)

„Notwendig ist auch ein größerer Hand-
lungsspielraum im Bereich des Tarifrechts, um
den besonderen Gegebenheiten bei den
Studentenwerken gerecht zu werden, die ganz
überwiegend, insbesondere in den Bereichen
Verpflegung und Vermietung von Wohnheim-

plätzen, als Unternehmen tätig sind.“ (Aus der
Begründung)

„Für die Studentenwerke als nach
kaufmännischen Grundsätzen handelnde
Dienstleistungsunternehmen haben sich die
Regelungen der LHO im Hinblick auf ein
effizientes und wirtschaftliches Unternehmens-
management als ungeeignet erwiesen. Deshalb
ist, analog zu den verselbstständigten Univer-
sitätskliniken, ihre weitgehende Ausnahme von
den Regelungen der LHO vorzusehen.“ (Aus
der Begründung des Gesetzentwurfs)

Dietrich Kessel (SPD)
Dr. Ruth Seidl (GRÜNE)

Hannelore Kraft (SPD)
Prof. Dr. Friedrich Wilke
(FDP)Hannelore Kraft (SPD)
Prof. Dr. Friedrich Wilke
(FDP)

Dr. Hans-Joachim Franke (CDU)

Hochschulpolitik
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Wort und Widerwort
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H
ochschulen müssen attraktiv für Studierende und für Lehrende
sein. Studierende sehen sie dann als attraktiv an, wenn sie wissen,
dass die Professoren sich für ihre Fähigkeiten interessieren. Wenn

sie ihre Fragen direkt klären können und nicht ewig auf einen Termin in
der Sprechstunde warten müssen. Wenn sie keine anonyme Matrikel-
nummer sind, sondern ihr Name mit einem Gesicht verbunden wird.
Wenn sie wissen, dass sie gemeinsam mit den Wissenschaftlern an Proble-
men forschen und nicht nur als Handlanger gesehen werden. Sie werden an
jene Hochschule gehen, wo sie auf die besten Vertreter ihres Faches treffen.

Für die Lehrenden sind solche Hochschulen attraktiv, an denen sie
die besten Bedingungen für Forschung und Lehre vorfinden. Solche Hoch-
schulen, wo sie auf motivierte und geeignete Studenten treffen. Wo sie trotz
Bürokratie, Antragsformularen und Erlassen noch Zeit für Forschung und
Lehre haben. Wo Leistung und persönliches Engagement belohnt werden.

Daher müssen die Hochschulen ihre Studenten auswählen können.
Und die Studierenden müssen sich die Hochschule ihrer Wahl aussuchen

können. Hochschulen müssen verstärkt die Möglichkeit
erhalten, eigene Einnahmen zu erzielen. Sie müssen ihr
Personal eigenständig – ohne ministerielle Vorgaben –
einsetzen können. Attraktiv wird jene Hochschule sein,
die in Freiheit ihre eigene Zukunft
in die Hand nimmt. Fazit: Die
Hochschulpolitik in NRW muss
sich viel mehr um die At-

traktivität
der Hoch-
schulen be-
mühen.

V
iele Gründe können für die Entscheidung eines jungen
Menschen für eine Hochschule ausschlaggebend sein. Als Beispiel
nenne ich den Wunsch, in der Gegend, in der man aufgewachsen

ist, zu studieren. Nicht allen diesen Gründen kann entsprochen werden.
Gleichwohl ist es unumgänglich, diese Gründe in landesplanerische
Überlegungen einzubeziehen und bei den Planungen der Hochschulen
zu berücksichtigen.

Zu den Rahmenbedingungen, die das Studium an einem bestimmten
Ort attraktiv machen, gehören das Wohn- und Lernumfeld, kulturelle
und Freizeitangebote ebenso wie transparente Hochschul- und Fächer-
strukturen sowie eine gute Studienberatung. Hier unterstützt das Land
die Hochschulen und die Studentenwerke mit erheblichen Mitteln.

Das A und O einer attraktiven Hochschule ist aber ein Studienangebot
auf qualitativ hohem Niveau mit absehbar kurzen Studienzeiten und guten
Chancen für den Berufseinstieg. Deshalb setzen wir hochschulpolitisch
auf eine Verbesserung der Qualität des Lehrangebots über das Förder-
programm „Studienreform 2000 plus“, über eine
stärkere Berücksichtigung der Studienerfolge bei
der Zuweisung von Haushaltsmitteln, vor allem
aber über die hochschuleigene Überprüfung

und Umstellung des Stu-
dienangebots, insbe-
sondere im Zuge der
Umstellung auf
modular aufge-
baute konse-
kutive Studien-
gänge.

H
ochschulen werden attraktiv durch hervorragende eigene
Leistungen; für Studierende durch vernünftige Betreuung und
kurze Studienzeiten in international anerkannten Studien-

gängen; für Professoren und Mitarbeiter, wenn diese in einem Umfeld
forschen und lehren können, das Leistungen belohnt; für Unternehmen
durch engagierten Forschungs- und Wissenstransfer; für die Region
durch Ausgründungen und für die Gesellschaft insgesamt, wenn Hoch-
schulen in einem weltoffenen Klima als geistige Brutstätten neuer Ideen
und Lösungsansätze in Erscheinung treten.

Die Realität sieht auch in NRW leider anders aus: Unsere Hochschulen
sind chronisch unterfinanziert, viele Gebäude marode, die Hörsäle überfüllt;
Professoren und Mitarbeiter werden durch wissenschaftsfeindliche Dienst-
und Besoldungsvorschriften eingeengt. Schlechte Betreuungsrelationen,
zu lange Studienzeiten und die Verlagerung ganzer Forschungsfelder
sowie die Abwanderung junger Spitzenforscher ins Ausland sind die Folge.

Unsere Hochschulen müssen wieder attraktiv gemacht werden:
Befreiung von staatlichen Fesseln und Herstellung von Autonomie.
Hochschulen brauchen Unabhängigkeit, Wirtschaftlichkeit und Profil.
Dies erfordert ohne Zweifel eine deutlich bessere Finanzausstattung, insbe-
sondere aber einen neuen Ordnungsrahmen, der Leistungswettbewerb

ermöglicht und anregt. Finanz-, Personal- und Organi-
sationsentscheidungen müssen von den Hochschulen
selbst getroffen, die Liegenschaften eigenständig
bewirtschaftet werden können. Die Hochschulen
brauchen Autonomie bezüglich ihrer Forschungs- und
Studienprogramme; die Entscheidung über Studien-
gänge darf nicht länger im staatlichen Gutdünken
liegen. Die ZVS ist in einem wechselseitigen und
partnerschaftlichen Auswahlprozess überflüssig .

Von Dietrich Kessel (SPD) Von Manfred Kuhmichel (CDU)

D
ie Qualität von Lehre und Forschung an unseren Hochschulen
weist im internationalen Vergleich ein ungewöhnlich breites
Spektrum mit hohem Leistungsniveau aus. Dies gilt es zu erhalten

und sowohl in der Spitze als in der Breite auszubauen.
Die Attraktivität einer Hochschullandschaft zeichnet sich durch un-

verwechselbare Profile in den Lehr- und Forschungsbereichen aus. Profi-
lierung kann aber nur in einem wissenschaftsadäquaten Wettbewerb
erfolgen. Hierzu brauchen unsere Hochschulen mehr Autonomie und
einen Rückzug aus der staatlichen Detailsteuerung.

Auch die fortschreitende Internationalisierung der Studienstruk-
turen macht unsere Hochschulen attraktiver. Zu einem europäischen
Hochschulraum gehören in erster Linie vergleichbare und miteinander
kompatible Studiengänge. Die Einführung von Bachelor und Master-
studiengängen ist darüber hinaus eine Chance, Studiengänge im Hinblick
auf deren Inhalte neu zu überdenken und die Betreuung der Studie-
renden zu verbessern.

Wenn wir schließlich den Hochschulstandort NRW zukunftsfähig
machen wollen, müssen wir auch auf den wissenschaftlichen Nachwuchs
setzen. Die neu eingeführte Juniorprofessur eröffnet jungen kreativen
WissenschaftlerInnen aus dem In- und Ausland die Chance, bereits
nach der Promotion eigenständig zu forschen.
Darüber hinaus müssen die bestehenden Instrumente
zur Nachwuchsförderung wie die DFG-Graduierten-
kollegs und die graduate schools deutlich aufgestockt
werden. Neben einem qualitativen Lehr- und For-
schungsangebot brauchen wir eine Kultur der Of-
fenheit und des Quereinstiegs an unseren Hoch-
schulen. Sie befördert den Teamgeist und nicht
zuletzt den Wettbewerb um die besten Ideen.

Von Prof. Dr. Friedrich Wilke (FDP) Von Dr. Ruth Seidl (GRÜNE)
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Themenfelder wie Kultur oder Sport können
noch intensiver für den Tourismus beworben
und erschlossen werden, wie der Bericht eines
Expertenforums im Juli letzten Jahres zeigte. So
böten die Ruhr-Triennale oder die Bewerbung
des Ruhrgebiets als Europas Kulturhauptstadt
2010 erhebliche touristische Potentiale, heißt es
in diesem Bericht. Ein neues Projekt, das das
NRW-Wirtschafts- und Arbeitsministerium
Anfang März 2004 in Oberhausen vorstellte, ist
das Ruhrgebietskabarett. Das soll künftig als
ein neues touristisches Angebot Touristen
ins Ruhrgebiet locken und wird jetzt erstmals
im breiten Umfang ver-
marktet. NB

Zu den touristischen Schwerpunkten ge-
hören in diesem Jahr der Wassertourismus in
Nordrhein-Westfalen, der Nationalpark Eifel
und auch weiterhin die Städtereisen. Stärker als
in den Vorjahren wird ab 2004 aber der Sport-
Tourismus in Nordrhein-Westfalen in den Mittel-
punkt rücken. Als „Generalprobe“ für die Fuß-
ball-Weltmeisterschaft 2006 in Deutschland gilt
der Confederations-Cup 2005 mit Austragungs-
städten in NRW; unter anderem ist Köln mit
dabei. Und nicht zu vergessen sind die World-
Games im Ruhrgebiet 2005. Das absolute
Highlight wird 2006 sein. Dann wird es in
NRW Spiele der Fußball-Weltmeisterschaft,
die Hockey-WM, die Behinderten-Weltmeister-
schaft im Fußball und die Reiter-WM geben.

Am Beispiel des Ruhrgebiets lässt sich die
Entwicklung und Bedeutung des Tourismus in
NRW besonders gut ablesen. Auch hier hat sich
der Tourismus inzwischen zum entscheidenden
Wirtschaftsfaktor entwickelt. Seit 1990 hat das
Ruhrgebiet rund eine Million Übernachtungen
hinzugewonnen, das entspricht einer Steigerung
von 28 Prozent. Der durch die Tourismus-
branche generierte Umsatz lag 2002 bei 1,3 Mil-
liarden Euro. Daraus resultieren rund 14.000 Voll-
zeitarbeitsplätze direkt in der Tourismusbranche.
Hinzu kommt die große Zahl an Teilzeit-,
Saison- und Nebenerwerbstätigen.

Die erste Phase der Schaffung einer attrak-
tiven touristischen Infrastruktur ist hier abge-
schlossen, nun muss die Ausbauphase erfolgen.
Das Markenzeichen der Region: Die Route der
Industriekultur. Aber auch andere spezifische

Der Tourismus ist eine der tragenden Säulen der Wirtschaft in NRW. 45.000 kleine und mittlere
Unternehmen mit mehr als 240.000 Beschäftigten engagieren sich in der nordrhein-west-
fälischen Tourismus-Branche. Im Vergleich zu den anderen Bundesländern ist es Nordrhein-
Westfalen gelungen, sich auch im Jahr 2003 vergleichsweise gut zu behaupten. So gab es nur
leichte Rückgänge bei den Gästeankünften von Minus 0,8 Prozent und bei den Übernachtungen
von Minus 2,3 Prozent zu verzeichnen. Damit spielt die Branche beim Strukturwandel des
Landes weiterhin eine ganz zentrale Rolle.

I
m bundesdeutschen Vergleich liegt NRW
bei den Übernachtungszahlen knapp hinter
Bayern und Baden-Württemberg. „Nord-

rhein-Westfalen ist es gelungen, seinen Status
als beliebtes Reiseland zu behaupten“, kom-
mentierte der für Tourismus zuständige Wirt-
schaftsminister Harald Schartau (SPD)  die
neuesten Daten zur Beherbergungsstatistik des
Landes. Deutliche Zuwächse verzeichneten die
Besucherzahlen aus dem Ausland. Ein Grund
sind die Billigfluglinien in NRW, die die Region
noch besser an den Rest Europas anbinden. Die
Menge der Ankünfte ausländischer Gäste legte
um knapp vier Prozent auf 2,6 Millionen zu,
die ihrer Übernachtungen um 1,5 Prozent auf
knapp sechs Millionen. Insgesamt lag die Zahl
der Gästeankünfte in NRW im Jahr 2003 bei
rund 14 Millionen. Die Übernachtungen sum-
mierten sich auf rund 36 Millionen.

Schwerpunkte

Experten erwarten für das Jahr 2004 einen
Aufwärtstrend für den Tourismus. Die Prognosen
für eine Wende in diesem Jahr scheinen einzu-
treten, die Urlaubsbuchungen für die Winter-
saison 2003/2004 liegen bei fast allen deutschen
Reiseveranstaltern im Plus. Trotzdem werde man
im Rahmen der Tourismusförderung des Landes
das Profil der NRW-Regionen als attraktive
Reiseziele weiter stärken. In diesem Jahr stehen
rund 1,7 Millionen Euro für die Tourismusför-
derung im Landeshaushalt bereit.

Tourismus

2004 bringt den Aufwärtstrend
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Ein „Leuchtturm“ des Tourismus seit
mehr als einem Jahrhundert – der Kölner Dom,

Wahrzeichen am Rhein. Wer die international gemischten Be-
sucher auf der Domplatte anschaut weiß, dass der Dom über die
Jahre nichts von seiner Strahlkraft verloren hat. Foto: Ventur

Auch der „neue“ Tourismus in NRW braucht sein Licht
nicht unter den Scheffel zu stellen: Nächtliche Beleuch-

tung des alten Stahlwerks Duisburg-Meiderich. Es war
von 1903 bis 1985 in Betrieb. Das Hüttengelände ver-

wandelte sich in einen Land-
schaftspark.          Foto: Schälte

Bitte klicken Sie hier, um zu den Dokumenten zu gelangen!
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Kohle, Stahl oder Chemie, ist die
Tourismusbranche mit mehr als 240.000
Beschäftigten der zweitgrößte Arbeitgeber im
Land. Zum Fremdenverkehrsgewerbe zählen in
Nordrhein-Westfalen 45.000 überwiegend
kleine und mittlere Unternehmen. Sie betreuen
jährlich über 14 Millionen Besucher mit rund
36 Millionen Übernachtungen und erwirt-
schaften damit einen Umsatz von ca. elf
Milliarden Euro. Der Tourismus kann speziell
in den ländlichen Regionen einen wertvollen
Beitrag zum Strukturwandel leisten, indem er
neue Arbeitsplätze schafft und neues Ein-
kommen ermöglicht. Auch wenn sein Beitrag
an der Bruttowertschöpfung des Landes ins-
gesamt noch gering ist, trägt der Tourismus
entscheidend dazu bei, das Land NRW auf dem
Weg zum internationalen Dienstleistungs-
standort zu profilieren.

Dr. Papke: Der Tourismusbereich ist bereits
heute einer der wichtigsten Wirtschaftszweige
in NRW. Wir haben ca. 45.000 überwiegend

mittelständische Betriebe, die im Gesamt-
bereich der Tourismuswirtschaft tätig sind und

jährlich etwa elf Mil-
liarden Euro Umsatz
erwirtschaften sowie

weit über 200.000 sozi-
alversicherungspflichtige

Beschäftigungsverhältnisse
bereitstellen. Zudem ist der

Tourismus eine Branche mit
enormen Wachstums-

chancen. Die Touris-
muswirtschaft in NRW
hat ihre Potentiale
bei weitem noch

nicht ausgereizt. Ich halte es daher
für ein ganz wichtiges Aufgabenfeld der

nordrhein-westfälischen Wirtschafts- und
Strukturpolitik, den Tourismus in und nach
NRW gezielt zu entwickeln.

Sagel: Tourismus ist ein wichtiger Wirt-
schaftsfaktor für NRW, wobei es erhebliche
Unterschiede zwischen den einzelnen Regionen
gibt. Als positives Beispiel ist der Nationalpark

Welchen Stellenwert nimmt der Tourismus
als Wirtschafts- und Standortfaktor in NRW
ein?

Gießelmann: Einen ganz großen. Wir haben in
NRW in dieser Branche gut 240.000 Be-
schäftigte in 45.000 überwiegend mittelstän-
disch organisierten Betrieben. Diese erwirt-
schaften einen Jahresumsatz von rund elf
Milliarden Euro. Damit steht der Tourismus bei
den Beschäftigungszahlen an dritter Stelle aller
Branchen in NRW. In der Vergangenheit hat
sich der Landtag immer wieder dafür stark
gemacht, diese Entwicklung voranzutreiben. So
haben wir beispielsweise als Delegation mehr-
fach die Tourismusbörse in Berlin besucht,
haben auf die Entwicklung der Verbands-
strukturen Wert gelegt, die sich mittlerweile
modernisiert und gestrafft haben,
und wir sind politisch mitver-
treten im NRW Tourismus
e.V., wo wir uns in einem

Beirat mit den Verbänden
und den Unternehmens-

vertretern austauschen.
Man kann also

sagen:

Der Tourismus
wird von uns als Wirtschaftsfaktor sehr ernst
genommen.

Weisbrich: Der Tourismus ist eine feste Größe
in der nordrhein-westfälischen Wirtschaft.
Nach der Medienwirtschaft, aber weit vor

Eifel zu nennen. Hier hat es eine
deutliche Standort-Belebung gegeben.
Ich habe mir kürzlich selbst ein Bild
vor Ort machen können. Dort wurde
mir von einem Nachfragezuwachs
von 50 bis 70 Prozent berichtet.
Diese positive Entwicklung könnte
auch als Vorbild für weitere
Regionen dienen. Wir Grünen
wollen beispielsweise die Ein-
richtung eines „Nationalpark
Senne“. Das würde auch
dieser Region einen
erheblichen Schub
geben. Als weiteres
Tourismus-Highlight in
NRW ist die Route der
Industriekulturen im Ruhr-
gebiet zu nennen. Neben diesen
neuen Faktoren haben wir natürlich auch eine
Fülle an alten Tourismus-Regionen, wie die
rheinische Region, den sauerländischen
Bereich, den Teutoburger Wald oder das
Münsterland mit Anziehungskraft bis in den
holländischen Raum hinein. Grundsätzlich ist
zu sagen: Die Tourismuszahlen in NRW sind
relativ konstant. Wir haben im letzten Jahr
13,3 Millionen Gäste gehabt mit 35,5 Millionen
Übernachtungen – eine nicht zu unter-
schätzende Menge. Durch die neuen Entwick-
lungen werden sich diese Zahlen sicherlich
noch steigern lassen.

Wie kann das Tourismusziel NRW besser
vermarktet werden? Welche Zielgruppen
wurden bislang vernachlässigt?

Gießelmann: Ich glaube nicht, dass wir Ziel-
gruppen vernachlässigt haben. Wir haben
uns in der Vergangenheit immer um eine
sehr ausdifferenzierte Tourismus-Vermarktung
bemüht. Dafür gibt es regionale Verbünde, die
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Abgeordnete des Wirtschaftsausschusses
sprachen mit Landtag intern

Helga Gießelmann (SPD)

Christian Weisbrich 
(CDU)

Tourismus

Übermorgen
öffnet die Internatio-

nale Tourismus-Börse (ITB)
in Berlin ihre Pforten. Auch das

Land Nordrhein-Westfalen wird wieder
ein Anziehungspunkt für Touristen aus der

ganzen Welt sein und an zahlreichen Ständen für
seine vielfältigen Attraktionen und abwechslungs-

reichen Landschaften werben. Über die Bedeutung der
Tourismusbranche für die nordrhein-westfälische Wirtschaft

sprach Landtag intern mit den Mitgliedern des Wirtschaftsaus-
schusses: Helga Gießelmann (SPD), Christian Weisbrich (CDU),

Dr. Gerhard Papke (FDP) und Rüdiger Sagel
(GRÜNE).

„Wir brauchen uns 
in NRW nicht zu verstecken“
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zielgerichtet die thematischen Schwerpunkte
mit der Region vermarkten sollen. Dabei
nimmt sich jede Region unterschiedliche Kern-
punkte vor. Unsere Aufgabe als Landespolitiker
muss es sein, diese regionalen Initiativen auch
künftig weiter zu unterstützen und stärker
zu bündeln. Bisher hat die Vermarktung gut
funktioniert, sonst hätten wir im Tourismus-
bereich auch nicht die Zuwächse der letzten
Jahre erlebt. Im Jahr 2003 mussten wir zwar
geringfügige Besucherrückgänge von 0,8 Prozent
verzeichnen, aber damit lagen wir trotzdem
noch weit unter dem Bundesdurchschnitt.
Auch im Hinblick auf den Ausländeranteil im
touristischen Bereich stehen wir im Vergleich

zu anderen Bundesländern sehr gut da.
Wir können also mit unserer

Politik, die Regionen zu stärken,
damit diese ihre Schwerpunkte
definieren und auf den Markt
bringen, nicht so falsch gelegen

haben.

Weisbrich: Für die
Gewinnung von
neuen Gästen ist
es wichtig, mit
einer eindeutigen

und erkenn-
baren Marke

zu werben.
Kirchturm-
politik zählt
nicht mehr.
Die Regionen
müssen zu
gemeinsa-

men und abgestim-
mten Konzepten kommen, deren Allein-
stellungsmerkmale im Wettbewerb auch
international wahrnehmbar sind. Entscheidend
für den Erfolg wird es sein, dass die heraus-
gestellten Attraktionen mit Dienst- und
Serviceleistungen zu einem überzeugenden
Gesamtpaket verbunden werden, das über eine
zentrale Plattform kundengerecht buchbar ist.
Im Rahmen eines Deutschland-Marketings
sollte versucht werden, mehr internationale
Touristen, mehr Messe- und mehr Städte-
touristen zu gewinnen.

Dr. Papke: Die Tourismuskommunikation
in NRW ist insgesamt
noch nicht effizient genug.
Hierfür wird zwar sehr viel
Geld ausgegeben, aber
mit den erzielten
Effekten können wir
nicht zufrieden
sein. Das Pro-
blem ist: Wir
haben es mit
zahlreichen lokalen
Einheiten zu tun, die

trotz hohen Mitteleinsatzes in den Bereichen
Außenkommunikation, Marketing und Akqui-
sition keine nachhaltigen Effekte erzielen
können. Dafür sind sie zu klein. Um ein ver-
nünftiges und wirksames Tourismusmarketing
zu betreiben, braucht man größere Einheiten
und ein Höchstmaß an Professionalität. Es
reicht nicht aus, wenn sich jede Gemeinde
ihre eigene kleine Homepage bastelt.
Zumeist werden diese nicht einmal über
die Grenzen der eigenen Gemeinde
hinaus wahrgenommen. Hier sehe ich
Handlungsbedarf der Landespolitik:
Wir brauchen ein landesweites
Tourismuskonzept.
Meine Fraktion stellt sich
vor, eine Dachmarke,
ein Label „Tourismus-
land NRW“ zu ent-
wickeln, verbunden
mit einem parallel
laufenden Marketing-
konzept „Tourismus
in NRW“. Unter
dieser Dachmarke
würden wir die
viefältigen lokalen
Tourismusangebote
bündeln. Wir hätten
dann eine Präsentations-
plattform all dessen,
was NRW als Touris-
musstandort anzubieten
hat. Und das ist eine
ganze Menge.

Sagel: Wir Grüne haben im letzten Jahr eine
so genannte „Lange Tourismusnacht“ ver-
anstaltet, wo wir uns sehr intensiv die Internet-
auftritte der einzelnen Städte, Kreise und Ge-
meinden zum Thema Tourismus angesehen
haben. Hier gibt es Verbesserungsbedarf,
um mehr Interessenten im In- aber auch
Ausland zu erreichen. Der regionale Zu-

sammenhang wird
noch unzureichend

dargestellt. Statt
vieler kleiner be-
schreibender An-
gebote einzelner

Städte oder
Gemein-
den,

sollten die Internetpräsentationen für ganze
Regionen besser vernetzt werden. Auch die
Bedienerfreundlichkeit, Buchungsmöglichkei-
ten und die Vielsprachigkeit der Seiten müssen
zum Standard werden. Wichtig ist uns auch, die
Angebote im sanften Tourismus, das heißt
ökologische Angebote und den Fahrrad-

tourismus, voranzubringen

Ihr Lieblings-Ausflugsziel in NRW –
Was ist das Besondere daran, das

auch ausländische Touristen anlo-
cken könnte?

Gießelmann: Ich komme
ja aus Ostwestfalen-Lippe

und finde diese Gegend
wunderschön. Dort
haben wir den Teu-
toburger Wald, den

Herrmannsweg
und das Ravens-

berger Hügel-
land. Aber ich

finde auch
Fahrradtouren

durchs Münster-
land oder am

Rhein entlang
phantastisch. Ich

würde mich also nicht auf einen Landschafts-
strich begrenzen wollen, sondern genieße die
Vielfalt in unserem Land.

Weisbrich: Persönlich zieht es mich immer
wieder in kleine Städte wie Kempen oder
Xanten am Niederrhein, die quirlendes Markt-
treiben, Kultur, Architektur und Gastronomie
mit dem besonderen Charme der „Gemütlich-
keit“ verbinden. Hier kann man für einen Tag
oder für ein ganzes Wochenende Romantik
erleben und Kultur genießen. Eine exzellente
Medizin gegen Stress.

Dr. Papke: Ich kenne so viele interessante
touristische Ziele in NRW, dass ich mich
spontan für gar kein Lieblingsziel entscheiden
kann. Mich hat immer die kulturelle und land-
schaftliche Vielfalt fasziniert, die wir in NRW
zu bieten haben – vom Siebengebirge bis zur
Route der Industriekulturen im Ruhrgebiet.
Diese attraktive Vielfalt müssen wir künftig
besser als Standortfaktor nutzen.

Sagel: Ich bin jemand, der viel im Nah-
bereich touristisch unterwegs ist. Ich be-

suche des Öfteren das Ruhrgebiet, fahre in
den Teutoburger Wald oder ins Sauer-
land, was besonders im Winter sehr
reizvoll ist. Ein Lieblingsziel kann ich

allerdings nicht benennen.

Die Interviews führten Stephanie
Hajdamowicz und Axel Bäumer.

Tourismus
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Rüdiger Sagel (GRÜNE)

Dr. Gerhard 
Papke (FDP)

Fotos: Schälte
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die bereits gegebene Verpflichtung
des Gesetzgebers zur Kostenermitt-
lung und Kostenregelung müsse
aber wirklich ernst genommen
werden. Oebbecke: „Unzweifelhaft
sinnvoll ist eine verfassungsrecht-
liche Klarstellung, dass der

Gesetzgeber bei der Übertragung
neuer Ausgaben und bei der Verschär-

fung von Anforderungen ausdrücklich
eine Regelung treffen muss, wie die damit

verbundenen kommunalen Belastungen zu
decken sind.“ Die disziplinierende Wirkung

einer solchen Regelung könne dadurch ver-
stärkt werden, dass in einem Ausführungs-
gesetz ein Verfahren festgelegt wird, welches die
Kostenermittlung unter Einbeziehung der
kommunalen Spitzenverbände so regelt, dass
diese einigermaßen realistisch ausfielen.

Kostenersatz

Eine geeignete Grundlage zur besseren
Sicherung der Kommunen erkannte Professor
Dr. Wolfgang Rüfner aus Meckenheim in dem
Gesetzentwurf der Regierungskoalition. Er sah
jedoch – zumindest tendenziell – eine Gefahr
darin, dass das Konnexitätsprinzip zulasten
der allgemeinen Finanzen und des allgemeinen
Finanzausgleichs gehen könnte, weil es einen
Vorrang für den Kostenersatz für bestimmte
übertragene Aufgaben verursachen werde. Diese
Verminderung gehe zulasten der ärmeren
Kommunen, erklärte Rüfner. Zum Verfahren
der Kostenermittlung merkte er an, die
Kosten seien erst zuverlässig abzu-
schätzen, „wenn die Regelung
steht“. Misslich sei die Ab-
schätzung auch bei Anträgen
– wie von Seiten der Oppo-
sition –, die keine Aussicht auf
Verwirklichung hätten. Darum,
so Rüfner, dürfe das Verfahren
in seinen Einzelheiten nicht zu
eng vorgeschrieben werden.

N
achdem be-
reits Exper-
ten zum

CDU-Entwurf
Stellung bezo-
gen hatten, waren
jetzt im Hauptausschuss
(Vorsitzender Edgar Moron,
SPD) und im Kommunalausschuss
(Vorsitz Jürgen Thulke, SPD) Experten
aus Wissenschaft und von Seiten der kommu-
nalen Spitzenverbände geladen, um ihre Ein-
schätzung zum Koalitionsentwurf zu erläutern.
Er begrüße die Zielsetzung des Koalitionstextes
sehr, stellte Professor Dr. Ferdinand Kirchhof
(Tübingen) fest: Der Entwurf fördere die Finanz-
autonomie der Kommunen und bringe „mehr
Transparenz und Kostenechtheit“. Kirchhof:
„Andere Länder machen es auch und es funktio-
niert.“ Die Gesetzgebung bekomme plötzlich
einen Preis, fuhr er fort, das könne die Normflut
in der Gesetzgebung eindämmen, und der heil-
same Blick auf die Kosten führe zu einer „Warn-
funktion“. Kirchhof erkannte auch eine
„demokratische Funktion“ darin, „dass der Preis
der Aufgabenkreation auf den zurückfällt, der
sie getroffen hat“. Der Gedanke der Kosten-
folgenabschätzung gehöre in die Verfassung und
sollte nicht, wie bei SPD und Grünen geschehen,
genau gesetzlich geregelt werden. Die Vorschriften
zur Beteiligung der Kommunen nannte er sehr
aufwendig und kompliziert – „da wird ein
Korsett angelegt“, urteilte der Sprecher.

Professor Dr. Janbernd Oebbecke (Münster)
legte in seinem Beitrag dar, angesichts der
sachlichen Probleme sollte auf den in beiden
Entwürfen vorgesehenen Kostenausgleich ver-
zichtet werden. Das in der Landesverfassung
verankerte Kostenregelungsgebot sei vorzuziehen;

Die kommunalen Spitzenverbände sandten
als ersten Dr. Stephan Articus vom Städtetag
ins Gefecht. Er rief dazu auf, in NRW eine
solche Kraftanstrengung zu wagen wie in
Bayern und Baden-Württemberg. Denn die
Länder hätten allen Grund, für ein Konnexitäts-
prinzip im Verhältnis zwischen Bund und Land
zu kämpfen. Wenn es ein striktes Konnexitäts-
prinzip mit einer hilfreichen Warnfunktion
gegeben hätte, dann wäre es zu mancher Über-
belastung der Kommunen – jüngstes Beispiel
die Milliardenkosten, die den Gemeinden bei
den Unterbringungskosten im Zuge der Hartz-
Reformen erwachsen – nicht gekommen. Articus´
Einschätzung : „Ein striktes, echtes Konnexitäts-
prinzip ist bitter nötig.“ Dr. Bernd Schneider
vom Städte- und Gemeindebund sah im Kon-
nexitätsprinzip zwar nicht „die wunderbare
Geldvermehrung, aber den Schutz vor weiterer
Auszehrung der  kommunalen Haushalte durch
Disziplinierung der Politik insgesamt“. Für den
Landkreistag merkte Dr. Alexander Schink an,
die Beteiligung der kommunalen Spitzenver-
bände sollte  in der Landesverfassung verankert
werden. Das Projekt Konnexität hielt Schink
für das „wichtigste Gesetzesverfahren in diesem
Haus seit vielen Jahren“.

In der Diagnose sind sie
sich einig. „Durch die stetige

Verschiebung geldintensiver
Aufgaben zulasten der Kommu-

nen ohne ausgleichende Finanz-
ausstattung ist es zu einer dauer-

haften Schieflage in der kommunalen
Finanzsituation gekommen“, erklärt die

CDU in ihrem Gesetzentwurf (Drs.
13/2279). SPD und GRÜNE formulieren: „Es

ist nicht zu verkennen, dass die Finanz-
situation der Kommunen prekär ist.“ Weiter heißt es unter dem Punkt „Lösung“

des Gesetzentwurfs der Koalition: „Die Einführung des strikten Konnexitäts-
prinzips in die (Landes-)Verfassung sowie der Erlass eines entsprechenden Aus-
führungsgesetzes sollen das Kostenbewusstsein schärfen und  mehr Transparenz
zwischen den verschiedenen staatlichen Ebenen schaffen.“

Kommunen wollen „echte“ Konnexität
Experten erörtern wichtiges Gesetzesvorhaben
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Konnexität

Warnfunktion einer gesetzlichen
Regelung herausgestellt –

Professor Kirchhof (r.) tauscht
sich mit Dr. Bernd Jürgen

Schneider (l.) aus.     

„Wichtigstes Gesetzesvorhaben“ – Dr. Alexander
Schink (r.) im Gespräch mit Professor Oebbecke (l.)
Fotos: Schälte
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F
inanzminister
Jochen Dieck-
mann dankte,

auch namens der
Landesbank für die
Änderungen. Neu in
das Gesetz eingefügt wurden: die Prüfung der
Geschäftsführung durch den Landesrechnungs-
hof (LRH), die Unterrichtung des HFA über
besondere Geschäfte und Klarstellungen bei
Pfandbriefen, bei der Selbstständigkeit der Woh-
nungsbauförderungsanstalt und beim Nach-
haltigkeitsprinzip des Förderauftrags.

Wirtschaftsprüfung

Ihren Gesetzentwurf (Drs. 13/4578), der
auch Änderungen am Sparkassengesetz enthält,
hatte die Landesregierung auch der Europäischen
Kommission (EU-K) vorgelegt. Die EU-K be-
scheinigte dem Land bereits im Juli 2003, dass
der Entwurf „eine ordnungsgemäße Umsetzung
der Verständigung II“ darstelle.

„Verständigung II“, eine Vereinbarung der
EU-K mit der Bundesrepublik Deutschland,
bedeutet, dass Förderinstitute Anstaltslast und
Gewährträgerhaftung auch nach dem 18. Juli
2005 unter Beachtung von genauen EU-Vor-
gaben nutzen dürfen.

Die Förderbank NRW soll im Einklang mit
den Beihilfevorschriften der EU künftig För-
dermaßnahmen abwickeln und finanzieren für:

die mittelständische Wirtschaft, den staatlichen
sozialen Wohnungsbau, Städtebau, Infrastruktur,
Land- und Forstwirtschaft, Umweltschutz, Tech-
nologie, Soziales und Kultur.

Die Sachverständigen hatten bereits schrift-
lich Stellung genommen. Übereinstimmend ihr
Urteil bei der Anhörung: „keine Bedenken“,
was angesichts des „Persilscheins“ aus Brüssel
die Ausschussmitglieder nicht verwunderte.
Ihnen ging es vor allem um die Kontrolle und
die Rechte des Parlaments. Der Jahresabschluss
der Förderbank wird laut Satzung einer Wirt-
schaftsprüfungsgesellschaft vorgelegt.

Die Präsidentin des Landesrechnungshofs
(LRH) Ute Scholle hielt die Prüfungsrechte für
den zusätzlichen Haushalt für nicht aus-
reichend geregelt. Das Große Kollegium des
LRH hatte vorgeschlagen, die Landeshaushalts-
ordnung zu ändern und auch im Gesetzent-
wurf klarzustellen, dass der LRH die Haus-
halts- und Wirtschaftsführung der Landesbank
NRW prüfe. Andernfalls habe dies erhebliche
Auswirkungen auf den Landtag. Präsidentin
Scholle legte dem Ausschuss ähnliche Re-
gelungen beim Bund (Kreditanstalt für
Wiederaufbau) und bei anderen Landesbanken
vor.

Rechtsanwalt Dr. Thomas Mayen, Fach-
anwalt für Verwaltungsrecht, sah eine von der
Landespolitik unabhängige Landesbank als un-
zulässig und reines „Bankermessen“ beim Förder-
geschäft als verfassungswidrig an. Er empfahl,
das Sondervermögen der Wohnungsbauförde-
rungsanstalt noch im Gesetz zu regeln.

Dr. Bernd Lüthje (Landesbank) sah im
weltweit erlaubten Einkauf von Refinanzierungs-
mitteln die Voraussetzung überhaupt, dass eine
Strukturbank leben könne. Hierfür wiederum
sei das Rating entscheidend. LRH-Präsidentin
Scholle verlangte auch für das Refinanzierungs-
geschäft Prüfungsrechte, weil auch diese Mittel
eine Haftung des Landes auslösen könnten.
Eine untergesetzliche Regelung werde be-
sprochen. Im Ernstfall habe das Land für alles
einzutreten.

Einfluss

Anders als Landesbanktöchter und Spar-
kassen in NRW, unterliegt die Investitionsbank
Schleswig-Holstein (100 Prozent Landeseigen-
tum) voll der Prüfung durch den LRH. Ihr
Sprecher Dr. Heinz Engelhaupt verteidigte
auch den Einfluss der Politik auf Förderpro-
gramme.

Als unabhängiger Wissenschaftler ver-
misste Professor Dr. Helmut Siekmann
(Bochum) die Grundsatzfrage, ob das Land
überhaupt eine Staatsbank brauche.
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Landesbank

Nach Experten-Anhörung änderte der Haushaltsausschuss:

Zur Umstrukturierung der Landesbank NRW in die
Förderbank NRW befragte der Haushalts- und

Finanzausschuss (HFA) am 13. Februar Expertinnen
und Experten von öffentlichen und privaten

Banken, der Investitionsbank Schleswig-Hol-
stein und der Wissenschaft. In der Sitzung am
4. März nahm der HFA einstimmig sieben Än-
derungsanträge zum Gesetzentwurf an. Die
Umstrukturierung soll in dieser Woche vom
Plenum beschlossen werden, denn die muss
bis zum 31. März 2004 abgeschlossen sein.
Andernfalls würden die Vorteile von der EU-
Kommission als rückforderbare Neubei-
hilfen eingestuft. Jede einzelne Maßnahme
bedürfte der Genehmigung.

Dreizehn Sachverständige hörte der Haushalts-
ausschuss zur Umwandlung der Landesbank NRW in eine
Förderbank an, drei davon stellten sich dem Fotografen, v.l. Dr. Bernd
Lüthje, Vorstandsvorsitzender der Landesbank, und die Präsidenten der
beiden Sparkassen- und Giroverbände Westfalen-Lippe und Rheinland
Dr. Rolf Gerlach und Dr. Karlheinz Bentele.                     Foto: Schälte

Förderbank NRW wird vom 
Landesrechnungshof kontrolliert
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P
rofessor Dr. Joachim Metzner, Vorsit-
zender der Landesrektorenkonferenz der
Fachhochschulen, begrüßte die Initiative

des Ministeriums zur Verabredung profilbildender
Maßnahmen und zur Formulierung landes-
weiter Kapazitätsziele. Die Fachhochschulen (FH)
in NRW befänden sich in einer staatlich verord-
neten Phase des Stellenabbaus im Bereich der
Lehre mit Konsequenzen für die Zahl der
Studienplätze. Klarheit über die landesweiten
Kapazitätsziele ermögliche den Fachhochschulen,
ihren Rückbau mit diesen Zielsetzungen zu
koordinieren und „fatale Stellenstreichungen
am falschen Ort wenigstens in einigen Fällen
vermeiden zu können“. Viele Fachhochschulen
seien besorgt, dass sich die geforderte Profil-
analyse als „Vorbereitung für Kürzungen an
schwächeren Hochschulen herausstellen wird“.

Auch Ulf Pallme König, Kanzler der Uni
Düsseldorf, und Professor Dr. Jürgen Schmidt,
Vorsitzender der Landesrektorenkonferenz, be-
werteten den mit dem Hochschulkonzept 2010
unternommenen Versuch, quantitative Aspekte
der Hochschulplanung auf Landesebene mit
vornehmlich qualitativ bestimmten Entwick-
lungsplanungen auf der Ebene der einzelnen
Universitäten in einen systematischen Hand-
lungszusammenhang zu bringen, grundsätzlich

als positiv. Als begrüßenswert bezeichnete Pall-
me König auch die „vergleichsweise zurück-
haltende Interventionsneigung der Staatsseite“,
die dadurch deutlich werde, dass die Hoch-
schulen in eigener Verantwortung über die Ver-
wendung frei werdender Ressourcen aus Kapa-
zitätsreduktionen entscheiden können sollen.
Trotz der grundsätzlichen Zustimmung zum
Konzept gebe es noch viele offene Fragen und
ein geringes Vertrauen der Hochschulen auf
Planungssicherheit. Es müsse zum Beispiel ge-
sichert sein, „dass Ressourcen, die nach 2006 frei
werden, im Wege des jetzigen Planungsprozesses
gesichert bleiben“, so Pallme König.

Aktualisierung

Nachbesserungen am Hochschulkonzept
2010 forderte auch Dr. Werner Jubelius,
Kanzler der FH Münster: Die bisher ver-
wandten Daten über die Auslastung und die
Forschungserfolge an den einzelnen Hoch-
schulen seien dringend zu aktualisieren. Auch
die dem Konzept zu Grunde liegenden Prog-
nosen über die Arbeitsmarktentwicklung
müssten überprüft und gegebenenfalls revi-
diert werden. ax

Grundsätzlich begrüßten
die Vertreter der Landesrektoren-
konferenz sowie der Arbeitsgemeinschaft der
Kanzlerinnen und Kanzler der Fachhochschulen
NRW das „Hochschulkonzept NRW 2010“. Diese
wurden im Rahmen eines Sachverständigen-
gesprächs im Ausschuss für Wissenschaft und
Forschung (Vorsitz Joachim Schultz-Tornau, FDP)
Anfang Februar gehört. Gleichzeitig forderten sie jedoch in
mehreren Punkten Nachbesserungen und Präzisierungen 
– insbesondere im Bereich der Profilbildung der Hochschulen.
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„Selbstbewusst und kraftvoll – NRW startet durch.“ Unter dieses
Motto hat der Ministerpräsident des Landes, Peer Steinbrück (SPD, Mitte), seinen

Vortrag gestellt. Dieses Referat stand im Mittelpunkt der Jahreshauptver-
sammlung der Vereinigung  ehemaliger Mitglieder des Landtags Nordrhein-
Westfalen im Parlamentsgebäude. Begrüßt wurde Steinbrück vom Vor-
sitzenden der Vereinigung, Dr. Rolf Krumsiek (r.), und von Geschäftsführer
Horst Sommerfeld (l.). Foto: Schälte

„Hochschulkonzept
NRW 2010“

G
rundlage, auf der die Reformen auf-
setzen, ist der Qualitätspakt mit den
Hochschulen und das im Februar

2001 vorgelegte Gutachten des Expertenrats,
der den Hochschulstandort NRW bewertet
hatte. Das Hochschulkonzept selbst be-
inhaltet vier Grundbausteine:
> Baustein 1: Profilbildung der Hochschulen
> Baustein 2: Zukunftsfähige Strukturen
> Baustein 3: Mehr Anreize
> Baustein 4: Qualitätssicherung

Zentraler Baustein ist die Profilbildung
der Hochschulen. Ministerin Kraft fordert die
Hochschulen zu einer „schonungslosen Stär-
ken-Schwächen-Analyse“ auf. Konkret heißt
das: Welche Lehrgebiete werden besonders
gut nachgefragt? Welche Forschungsgebiete
erbringen die besten Ergebnisse? In welchen
Fächern werden die Kapazitäten nicht aus-
geschöpft? In welchem Bereich ist die Studie-
rendenzahl rückläufig?

Die Hochschulen sollen dazu angehalten
werden, schwächere Bereiche zu reduzieren
und die gewonnenen Ressourcen in innovative
Bereiche umzuschichten. Um hierfür weitere
Anreize zu setzen, sollen die staatlichen Mittel
der Hochschulen ab 2004 in erheblich größe-
rem Umfang nach Leistungsparametern ver-
teilt werden als bisher.

Das Ministerium erwartet von den Hoch-
schulen, dass sie bis zum Ende des laufenden
Wintersemesters jeweils eigene Standortent-
wicklungspläne vorlegen. Diese sollen dann
in die zweite Runde der Zielvereinbarungen
eingehen, die bis Ende 2006 laufen. Erst danach
soll Bilanz gezogen werden. Die Ministerin
schließt Änderungen nicht aus.

Ende letzten Jahres stellte NRW-Wissen-
schaftsministerin Hannelore Kraft (SPD)
das „Hochschulkonzept NRW 2010“ vor. Er-
klärtes Ziel dieses Konzepts ist es, die In-
novations- und Wettbewerbsfähigkeit des
Wissenschafts- und Forschungslandes NRW
zu sichern und weiter auszubauen.

Hochschulreform

Mehr Profil und Planungssicherheit
Sachverständige erklären grundsätzliche Zustimmung
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Integration über den Magen

Immer mehr Türken siedeln sich auf Dauer in
Nordrhein-Westfalen an. Sie gründen eigene
Betriebe, und sie kaufen sich Wohnungen und
Häuser. Das und vieles mehr erfuhr der Wirtschafts-
ausschuss des Landtags, als er am 4. Februar in
Gelsenkirchen-Resse in den Räumen einer türkischen
Großbäckerei tagte. Der nun schon vom Junior geführte
Betrieb wurde nach einem Vortrag des Leiters des
Zentrums für Türkeistudien besichtigt.

Türkische Unternehmer

Als erfolgreiche türkische Unternehmer in
NRW stellten sich (v.l.) Erdinc und Ünal Nas in
Gelsenkirchen dem Wirtschaftsausschuss des Land-
tags vor, (r.) Vorsitzender Dr. Helmut Linssen (CDU).

Die meisten türkischen Unternehmen seien
mittelständische Betriebe mit bis zu neun Mit-
arbeitern. Sie erwirtschaften einen Jahresumsatz
von 9,4 Milliarden Euro, doppelt so viel wie vor
zehn Jahren. Als Hauptprobleme, bei denen die
türkischen Unternehmen auf Unterstützung
angewiesen seien, nannte Prof. Sen die Bezie-
hungen zu Finanzämtern und Banken. Noch
längst nicht ausgeschöpft sei auch das Ausbil-
dungspotenzial der Betriebe.

Kongress-Erfolg

Im Oktober 2004 findet der 2. ZfT-Kongress
für deutsch-türkische Unternehmenskontakte
in der Ruhrregion statt, nach hohem Zuspruch
für den EUROKON 2003 in Dortmund. In
den regionalen Transferstellen des Wirtschafts-
ministeriums gehe es weniger um Sprach-
defizite als um „interkulturelle Verständigungs-
schwierigkeiten“, heißt es in einer Bilanz.

Den Mitgliedern des Wirtschaftsausschusses
präsentierte sich in Gelsenkirchen ein erfolg-
reicher und selbstbewusster türkischer  Betrieb.
Zuvor hatte der Ausschuss als Gast im Ver-
waltungsgebäude von ELAN unter Leitung des
Vorsitzenden Dr. Helmut Linssen (CDU) acht
Themen der Tagesordnung in einer nicht-
öffentlichen Sitzung mit einem vertraulichen
Teil beraten.

I
ntegration durch den Magen geht schneller
als im Kopf“, sagte Juniorchef Erdinc Nas,
bevor er den Wirtschaftsausschuss durch

den von seinem Vater gegründeten ELAN-
Backwarenbetrieb führte. Bis zu 100 Mitarbeiter
sind in der Produktion und vor allem im Vertrieb
der Produkte beschäftigt. Anfangs wurden vor
allem türkische Waren, zum Beispiel Fladen-
brot, gebacken. Heute gibt es 60 verschiedene
Produkte, darunter auch Schwarzbrot.

Die türkischen Unternehmen bereichern
durch ihre Produkte das Waren- und Dienst-
leistungsangebot, stellte Professor Dr. Faruk Sen
(Zentrum für Türkeistudien) fest. Sie intensi-
vieren den Wettbewerb und seien vorbildlich,
was Eigeninitiative und günstige Preise betrifft.
Auszeichnungsurkunden des Deutschen Bäcker-
handwerks hängen bei ELAN an den Wänden
im Büro.

Neue Märkte zu erschließen ist eine weitere
wichtige Funktion türkischer Unternehmen in

NRW. Einer-
seits nutzen
sie den NRW-
Markt als idea-
les Sprungbrett für den gesamten europäischen
Raum. Andererseits helfen die Kooperationen
deutschen Unternehmen in der Türkei.

Der unternehmerische Erfolg türkisch-
stämmiger NRW-Bürger wirkt sich auch sehr
positiv auf Integrationsbemühungen aus. Erfolg
bringt sozialen Aufstieg, steigert das Selbst-
bewusstsein und fördert den Austausch mit der
Mehrheitsgesellschaft. Dies wiederum führt zu
mehr Verstehen und Akzeptanz von Anders-
artigkeit.

Professor Dr. Sen trug dem Ausschuss aktu-
elle Zahlen vor: Mit 870.000 Menschen beträgt
der türkische Bevölkerungsanteil in NRW fast
fünf Prozent. 230.000 sind eingebürgert. Die
Türken stellen mit einem Drittel den höchsten
Anteil unter den Ausländern. Die 20.500 türki-
schen Selbstständigen seien keine Ausländer,
sondern „neue Deutsche mit fremder Herkunft“,
erklärte Professor Sen. Es seien nicht nur
Existenzgründer, sondern zunehmend etablierte
erfahrene Unternehmer, vor allem im Einzel-
handel, in der Gastronomie, bei Dienstleistungen
und im Handwerk. Gegenwärtig wachse vor
allem der Anteil türkischer Bauunternehmen.

Wirtschaftsausschuss besuchte türkische Großbäckerei in Gelsenkirchen
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Vollautomatische Brotherstellung in der türkischen
Großbäckerei ELAN in Gelsenkirchen; die hoch-
moderne Anlage sei eine Weltneuheit, erläuterte
Seniorchef Ünal Nas dem Wirtschaftsausschuss des
Landtags.
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aus den Ausschüssen+++Aktuelles+++
Für den Vorlauf des gescheiterten Projekts

Metrorapid sind dem Land Kosten in Höhe
von 44 Millionen Euro entstanden. Zehn
Millionen Euro kamen vom Bund hinzu. Das
teilte der Verkehrsminister am 4. März im
Verkehrausschuss mit.

+++
Das Dosenpfand hat nach bisherigen

Erkenntnissen zu Arbeitsplatzverlusten geführt,
aber auch neue Arbeitsplätze geschaffen.
Getränkedosen werden nur noch von einem
Fünftel der Kunden nachgefragt. Bei Mehrweg-
verpackungen
sind jedoch
neue Arbeits-

plätze entstanden. Das
antwortete Minister
Harald Schartau auf eine Frage aus dem Wirtschafts-
ausschuss (Vorsitz Dr. Helmut Linssen, CDU).

+++
Die NRW-Gemeindeordnung wird in der

laufenden Wahlperiode nicht mehr geändert.
Das beschlossen SPD und GRÜNE im
Kommunalausschuss (Vorsitz Jürgen Thulke, SPD)
am 3. März und lehnten sechs Änderungsvor-
schläge von CDU und FDP ab.

+++
Der Wirtschaftsausschuss hat eine für den

31. März geplante auswärtige Sitzung
verschoben. Über die Schließung des Berg-
werks Walsum in Duisburg soll an diesem
Tag im Landtag in Düsseldorf abschließend
beraten und abgestimmt werden. SPD und
GRÜNE einigten sich darauf, das Unter-
nehmen aufzufordern, „den Abbau von
Steinkohle unter dem Rhein frühestmög-

Der nächste auswärtige Sprechtag des
Petitionsausschusses (Vorsitz Barbara Wischermann, CDU)
ist am Mittwoch, 17. März, in Bonn im Alten
Rathaus. Bürgerinnen und Bürger mit Bitten
und Beschwerden werden um Anmeldung
unter Tel. 0211/884-4444 gebeten.

+++
Über die Verbesserung der Integration in

NRW nach den Vorstellungen der CDU
(Gesetzentwurf Drs. 13/3014) wird am 
18. März im Migrationsausschuss (Vorsitz
Wolfgang Große Brömer, SPD) abgestimmt.
SPD und GRÜNE lehnen die „gesetz-
geberischen Schnellschüsse“ der CDU ab. Zu
der von der CDU verlangten Überprüfung
aller Schulbücher könne erst nach der
Osterpause berichtet werden, erfuhr der Aus-
schuss bei der Beratung des CDU-Antrags
„Erziehung zu fundamentalistischem Islamis-
mus in NRW verhindern“.

+++
Emissionskataster, GeoWissen, Internet-

Steuererklärung, Polizei-Portal, das sind
einige Produkte, die NRW-Behörden auf
der Computermesse CeBIT in Hannover 
(18. bis 24. März, Halle 11) vorstellen. Zur
Information über die elektronische Zukunft
der öffentlichen Verwaltung hat das Landes-
amt für Datenverarbeitung auch den
Innenausschuss (Vorsitz Klaus Stallmann, CDU)
eingeladen.

+++
Im Verkehrsausschuss (Vorsitz Manfred

Hemmer, SPD) teilte Verkehrsminister Dr. Axel
Horstmann (SPD) am 4. März mit, zum Pro-
gramm Modernisierung von Bahnhöfen sei
für den 15. März nach schwierigen Verhand-
lungen eine Vertragsvereinbarung mit der
Deutsche Bahn AG über die Durchführung
von 87 Maßnahmen bis 2008 vorgesehen. Im
Ausschuss wurden konkretere Zeit- und
Volumenangaben anstelle der Ortsliste der
Bahnhöfe verlangt.

+++
Der Polizeipräsident von Münster Hubert

Wimber und Professor Dr. Hans-Jürgen Lange
(Uni Duisburg), Dr. Alexander Schink
(Landkreistag) und Werner Swienty sowie
Rainer Wendt für die Gewerkschaften
nehmen an der öffentlichen Anhörung 
des Innenausschusses zum FDP-Antrag „Polizei
neu aufstellen“ (Drucksache 13/4399) am 
18. März um 10.30 Uhr teil.

lich zu beenden“. Die FDP hatte beantragt,
das Bergwerk Walsum „vorrangig“ zu
schließen.

+++
Einstimmig nahm der Wirtschaftsausschuss am

3. März das Gesetz zum Bürokratieabbau in Ost-
westfalen-Lippe an. CDU und FDP stimmten
im Interesse des Gesamtanliegens trotz abwei-
chender Positionen zur Zusammenlegung von
Umwelt- und Arbeitsschutzämtern zu.

+++
Weil vom Europäischen Parlament vor der

Europawahl im Juni keine Entscheidung mehr
erwartet wird, und weil die Landesregierung
ihre Gespräche in Brüssel fortsetzt, einigten
sich die Fraktionen im Wirtschaftsausschuss am 3.
März, einen möglichst gemeinsamen Beschluss
zur neuen Chemikalien-Verordnung erst im
Mai zu fassen.

+++
In NRW nutzen Flüchtlinge weiterhin in

beachtlichem Umfang das Beratungs- und Be-
treuungsangebot der freien Wohlfahrtspflege.
Das geht aus dem zweiten Förderbericht her-
vor, den das Innenministerium dem Haushalts-
ausschuss und dem Innenausschuss vorlegte.

+++
Zweitkorrekturen von Abiturarbeiten führen

in fast 95 Prozent der Fälle zur selben Note wie
die Erstkorrektur. Die Auswertung des Ver-
fahrens zur Qualitätssicherung der Abitur-

prüfung 2003, die dem Schulausschuss (Vorsitz
Dr. Heinz-Jörg Eckhold, CDU) vorgelegt wurde,
zeige auch übereinstimmende Anforderungen
und Bewertungsmaßstäbe an allen Schulformen,
meint das Ministerium.

+++
Das ehemalige Materialprüfungsamt, seit 1995

ein Landesbetrieb, soll veräußert werden. Das
teilte der Wirtschaftsminister dem Unterausschuss
„Landesbetriebe“ (Vorsitz Günter Garbrecht, SPD)
mit. Grundlage soll eine Ende vergangenen
Jahres in Auftrag gegebene Unternehmens-
bewertung sein.

+++
Von 1999 bis 2002 stieg die Zahl der Anträge auf

Fördermaßnahmen zur Bereitstellung von Ener-
gieholz in NRW um mehr als das Sechsfache. Das
geht aus den Ergebnissen der Holzabsatzförder-
richtlinie hervor, die das Umweltministerium als
Powerpoint-Präsentation dem Agrarausschuss
(Vorsitz Marie-Luise Fasse, CDU) nachreichte.

Illustration: h2m
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Bereits einen Tag nach der Ausstrahlung des Beitrages in der ZDF-
Sendung „Frontal 21“ im Dezember 2003 hatte das Umwelt-
ministerium NRW die Amtsveterinäre in Münster alarmiert, die
Labore von Covance zu untersuchen, um den Vorwurf der Misshand-
lung und Tierquälerei zu prüfen. Der Anfang eines wochenlangen
Streits zwischen Umweltministerin Bärbel Höhn und der Stadt Münster
und Thema einer aktuellen Viertelstunde im Landwirtschaftsausschuss
(Vorsitz Marie-Luise Fasse, CDU).

Ministerin verteidigt
Vorgehen im Covance-Fall

und das resolute
Eingreifen. Dazu nahm die Ministerin Stellung.

Die Stadt Münster habe dem Tierschutz
nicht genügend Aufmerksamkeit geschenkt, rügte
Bärbel Höhn noch einmal das Verhalten. Als zu-
ständige Ministerin könne sie in einem solchen
Fall nicht untätig bleiben, sondern müsse schnell

W
ährend Bärbel Höhn der Stadt Münster
„Halbherzigkeit“ vorwarf, weil sie es
nicht schaffte, einen eigenen externen

Gutachter für den Prozess gegen Covance zu
finden und dadurch den Prozess verlor, erntete sie
von der Opposition Kritik für ihren harschen Ton

M
ailänder ist Vorsitzender der Kom-
mission zur Ermittlung der Konzen-
tration im Medienbereich (KEK).

Er warnte in diesem 2. Medienkonzentrations-
bericht vor allem vor einer Aufweichung des
Zuschaueranteilmodells durch die 7. Änderung
zum Rundfunkstaatsvertrag. „Es scheint als
würde die vorrangige Aufgabe der Vielfalt-
sicherung zunehmend zu Gunsten von Partiku-
lärinteressen verdrängt“, so Mailänder. Die Ände-
rung besagt, dass der zum 1. Juli 2002 erreichte,
regional sehr unterschiedliche, Umfang der
Fensterprogrammaktivitäten genügen soll, einen
permanenten Bonus auf den Zuschaueranteil
zu gewähren. „Dies ist jedoch mit Blick auf die
Verhinderung vorherrschender Meinungsmacht
unbefriedigend und in verfassungsrechtlicher
Perspektive bedenklich“, kritisierte der Medien-
experte.

Weitere Ergebnisse des Berichts,
der sich insbesondere mit der Verflechtung
zwischen Fernsehen und den medienrelevanten
verwandten Märkten sowie internationalen
Verflechtungen befasst: Die Insolvenz der
Kirch-Gruppe hat keine entscheidende Dekon-
zentration im Bereich des bundesweiten privaten
Fernsehens bewirkt. Noch immer vereinen die
RTL Group und die ProSiebenSat.1 Media AG
zusammen mit den öffentlich-rechtlichen Ange-
boten mehr als 90 Prozent der Zuschaueran-
teile auf sich. Die Umsatzrückgänge auf dem
Werbemarkt  und das verringerte Werbevolumen
fallen laut Bericht im Hinblick auf die Angebots-
und Anbietervielfalt um so mehr ins Gewicht, als
über 90 Prozent der Werbeumsätze auf die Sender
der RTL Group, der ProSiebenSat.1 Media AG

sowie auf ARD und ZDF entfallen. Sehr
bedenklich sei aus seiner Sicht auch die sich ab-
zeichnende Umkehrentwicklung der Mono-
pole. Habe man die öffentlich-rechtlichen
Monopole aufbrechen können, so gebe es nun
die Tendenz zu privat-rechtlichen Monopolen.
Zum Schluss seines Berichts machte Professor
Peter Mailänder auf die eingeschränkten
Handlungsmöglichkeiten der KEK aufmerk-
sam. Fehlende eigene Auskunftsrechte und
Ermittlungsbefugnisse führten zu Informa-
tionslücken, bedauerte er. „Zur Gewährleistung
einer effektiven bundeseinheitlichen Konzen-
trationskontrolle bedarf es einer stärkeren
verfahrensrechtlichen Absicherung der Unab-
hängigkeit der KEK“, erklärte Mailänder sein
Anliegen. NB
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Deutsch-
land befindet sich

in einer Phase des Um-
bruchs. Was in politischer, wirt-

schaftlicher und sozialer Hinsicht
hinlänglich bekannt ist, ist auch im Medien-

bereich deutlich zu spüren. So hat die wirtschaft-
liche Rezession in den vergangenen Jahren auch den

Medienmarkt nicht verschont. Die einstige Kirch-Gruppe
war diesen neuen Herausforderungen nicht gewachsen und

musste Konkurs anmelden. In technischer Hinsicht markiert die
Umstellung von der analogen zur digitalen Empfangstechnik

einen ebenfalls deutlichen Einschnitt. Über die Folgen dieser Ver-
änderungen und der „Sicherung der Meinungsvielfalt in Zeiten des

Umbruchs“ berichtete Professor K. Peter Mailänder den Mitgliedern des
Medienausschusses (Vorsitz Claudia Nell-Paul, SPD) am 13. Februar.

Private statt öffentlich-rechtliche Vorherrschaft?

Medienkonzentrationsbericht
warnt vor neuen Monopolen 

Medienpolitk

Konsequenzen ziehen. Das Problem im Covance-
Labor sei vor allem das Verhalten der Mitarbeiter
im Umgang mit den Tieren. „Um das in den Griff
zu kriegen, muss es in diesen Räumen eine Video-
überwachung geben“, verteidigte sie ihre Position.
Wer nichts zu verbergen habe, könne solche Auf-
nahmen auch freiwillig ins Internet stellen. NB

Vorkommnisse in einem Tierversuchslabor in Münster – zu diesem
Thema nahm Ministerin Bärbel Höhn (l.) vor dem Landwirtschaftsausschuss unter dem
Vorsitz von Marie-Luise Fasse (M.) Stellung. Rechts im Bild Ausschussassistent Thomas
Wilhelm. Foto: Schälte
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Bereich des Strafvollzugs diene ein
externes Gutachten (Deloitte-Gut-

achten), welches konkret Einzel-
aufgaben und Dienstbereiche

beleuchtet, die einer Privati-
sierung zugänglich sind.

Die Evaluation sei im
Einzelnen jedoch bis-

lang noch nicht abge-
schlossen.

Nach dem derzeitigen Stand der
Untersuchung hielt es Gerhards für

möglich, das Pilotprojekt auf weitere Ein-
richtungen auszuweiten. Konkrete Pläne gebe
es für die Abschiebehafteinrichtungen Moers
und Neuss sowie für die JVA Wuppertal und
die JVA Attendorn. Für die Erprobung des
Einsatzes von privaten Kräften in diesen Ein-
richtungen schlug Gerhards ein Zwei-Phasen-
Modell vor: Die erste Phase von sechs Monaten
solle der Einarbeitung der privaten Dienst-
leister in die konkrete Organisation dienen. In
diesem Zeitraum würden den jeweiligen Justiz-
vollzugsanstalten die privaten Kräfte zusätzlich
zum vorhandenen Personal zur Verfügung ge-
stellt, was kurzfristig mit höheren Kosten
verbunden sei. Zum Abschluss dieser Phase
solle eine Bewertung erfolgen.

Phasenmodell

In einer zweiten Phase (zwölf Monate)
sollen dann Erfahrungen hinsichtlich des Ein-
satzes privater Dienstleister unter „realen Bedin-
gungen“ gewonnen und eventuelle „Nachjus-

D
irekt
zu Anfang
seines Berichts

machte Gerhards deutlich,
dass es nicht darum gehe,
Justizvollzugsanstalten künftig kom-
plett in private Hand übergehen zu lassen. Dies
sei allein schon aufgrund der herrschenden
Gesetzlage unzulässig, „da der Justizvollzug
zum Kernbereich staatlicher Aufgaben gehört“.
Es gehe lediglich darum, in Teilbereichen pri-
vate Dienstleister (etwa private Sicherheits-
kräfte) mit „schlicht-hoheitlichen Verwaltungs-
aufgaben ohne Eingriffscharakter“ oder im
Einzelfall mit dem „Vollziehen hoheitsrecht-
licher Maßnahmen nach Weisung“ zu betrauen.
Beispielsweise ließen sich private Kräfte in den
Bereichen Pforte, Küche, Kleiderkammer sowie
im Reinigungs- und Fahrdienst einsetzen. Da-
durch erhoffe man sich eine Kosteneinsparung
sowie eine Entlastung des staatlichen Vollzugs-
personals. Dies müsse jedoch immer unter der
Maßgabe geschehen, dass die herrschenden
Sicherheitsstandards aufrecht erhalten werden.

Als Grundlage für die Prüfung der Privati-
sierung von Aufgaben und Leistungen im
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tierungen“ vorgenommen werden. „Hinsichtlich
der zu privatisierenden Stellen würde eine
schrittweise Ausweitung bis zur Maximalgrenze
erfolgen“, so Gerhards. Am Ende dieser Phase
solle dann eine abschließende Beurteilung durch
die beteiligten Anstalten, das Landesjustizvoll-
zugsamt und das Justizministerium erfolgen.

Hans-Willi Körfges (SPD) lobte das vor-
gelegte Konzept. Durch die geplante achtzehn-
monatige Erprobungsphase würden Befürch-
tungen widerlegt, „es werde hier etwas übers
Knie gebrochen“. Es sei jedoch wünschenswert,
dass der Ausschuss regelmäßig über die Zwi-
schenergebnisse des Modellprojekts informiert
werde, um das Verfahren politisch begleiten zu
können. Sybille Haußmann (GRÜNE) hielt
es für wichtig, dass im Rahmen der fortwäh-
renden Evaluation die Entwicklung in anderen
JVA, die nicht an diesem Projekt teilnehmen,
zum Vergleich herangezogen wird. Nur so
könne man sicherstellen, dass eventuell posi-
tive Entwicklungen in den teilnehmenden Ein-
richtungen auch tatsächlich auf den Einsatz
privater Dienstleister zurückgeführt werden
können.

Jan Söffing (FDP) wollte sichergestellt
wissen, dass es durch den Einsatz privater
Dienstleister im Strafvollzug nicht zu einem
Stellenabbau für Häftlinge komme, die vielfach
in dem vom Minister genannten Bereichen
Küche und Kleiderkammer eingesetzt würden.
Peter Biesenbach (CDU) sprach sich eindeutig
gegen den Modellversuch aus: „Wir halten das
Pilotprojekt nach wie vor für falsch.“ Wenn
alles so laufe, wie er es sich wünsche, „dann
endet dieses Projekt im Mai 2005“. ax

Strafvollzug

NRW testet neue
Wege im Strafvollzug

Justizminister informiert Rechtsausschuss
über geplantes Modellprojekt

Im Sommer 2003 präsentierten Finanzminister Jochen Dieck-
mann (SPD) und Justizminister Wolfgang Gerhards (SPD)
Pläne zu einem Pilotprojekt, bei dem Neubau und Be-
trieb einer Justizvollzugsanstalt (JVA) im Großraum
Düsseldorf/Duisburg im Rahmen einer Initiative der
Public-Private-Partnership (PPP) getestet werden
sollen. Bei diesem PPP-Projekt kooperieren öffent-
liche Hand und private Wirtschaft bei Planung,

Bau, Finanzierung und in Teilbereichen auch im
Betrieb einer neuen Anstalt. Über den der-

zeitigen Planungsstand und über die Möglich-
keiten, den Einsatz privater Dienstleister im

Strafvollzug auch auf weitere Einrichtungen
auszuweiten, informierte der Justizminister

die Mitglieder des Rechtsausschusses (Vor-
sitz Dr. Robert Orth, FDP) im ver-

gangenen Monat.

Privatisierung im Strafvollzug – dieses
umstrittene Thema war Beratungsgegenstand im
Rechtsausschuss unter dem Vorsitz von Dr. Robert Orth (r.).
Links Justizminister Wolfgang Gerhards. Foto: Schälte
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Bilanz: Im Ausschuss für Kommunalpolitik trug der Präsident des Gemeindeprüfungsamts
Rainer Christian Beutel am 3. März eine beeindruckende Bilanz des ersten Amtsjahres vor, auf
dem Foto vor einer Skizze der Kommunen und Kreise mit Haushaltssicherungskonzepten. Bis zum
Jahr 2006 will das Amt alle 496 NRW-Kommunen geprüft haben. Der erweiterte Auftrag umfasst
außerdem vergleichende Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen. Foto: Schälte  

Z
ur gesundheitlichen Versorgung von
Lesben liegen im deutschsprachigen
Raum kaum Daten und Veröffentli-

chungen vor. So ist es nicht verwunderlich, dass
„Lesben die unsichtbaren Patientinnen“ sind.
Helga Seyler, Frauenärztin aus Hamburg, stellte
der Enquetekommission verschiedene Aspekte
der Auswirkungen von Diskriminierungserfah-
rungen für die gesundheitliche Versorgung
lesbisch lebender Frauen vor.

Im Gesundheitsbereich sind Lesben weder
als Patientinnen noch als Professionelle öffent-
lich sichtbar. Da, wo Lesben im ÄrztInnen-
Patientinnen-Kontakt nicht unmittelbar ihre
Lebensweise offen legen wollen oder können,
erhalten sie oftmals nicht die entsprechende
Behandlung. Andererseits nehmen die Ärzt-
Innen auch nicht an, lesbische Patientinnen zu
haben. Dieser spezielle Aspekt der Diskrimi-
nierung taucht durch die in der Regel im
Ärztin-Patientin-Kontakt unterstellte Hetero-
sexualität auf und lesbisch lebende Frauen
müssen jeweils selbst entscheiden, ob sie wider-
sprechen und sich „outen“ wollen.

Früherkennung

Insgesamt fehlen Daten zur Nutzung von
Angeboten im Gesundheitsbereich, so etwa
über die Teilnahme von Lesben an Früher-
kennungsuntersuchungen. Es ist auch nicht er-
forscht, welche Übertragungswege gynäkolo-
gische Krankheiten oder sexuell übertragbare
Infektionen haben. Das mangelnde Wissen macht
entsprechende Beratung über gesundheitliche
Schutzmaßnahmen unmöglich.

Der zweite Vortrag von Professor Dr.
Gabriele Arendt von der Neurologischen Klinik
des Universitätsklinikums Düsseldorf (UKD)
befasste sich mit „HIV-1-assoziierten Problemen
bei Frauen unter besonderer Berücksichtigung
der Situation von Migrantinnen“.

In NRW leben an die 1000 HIV-positive
Frauen. Zu ihrer gesundheitlichen Versorgung
wird auch die hochaktive antiretrovirale Therapie
(HAART) angewandt. Diese Therapieform
stellt hohe Anforderungen an die Patientinnen.
Viele Tabletten, komplizierte Einnahmeschemata
und Nebenwirkungen erschweren die regel-

mäßige Einnahme der Medikamente. Deshalb
ist ein wichtiges Thema der gesundheitlichen
Versorgung von HIV-1 positiven Frauen die
Therapietreue der Patientinnen.

Auch bei schwangeren HIV-positiven Frauen
wird diese Therapie während Schwangerschaft
und Geburt angewandt. Die Referentin wies
darauf hin, dass zur antiretroviralen Therapie
von HIV-positiven Frauen Studien über
Dosierungsanpassungen, zu den Wechsel-
wirkungen mit hormonellen Therapien sowie
Studien zum optimalen Zeitpunkt des
Therapiebeginns bisher fehlen, und Neben-
wirkungen bei Frauen zum großen Teil nicht
untersucht sind.

Eine Untersuchung über 204 HIV-positive
Migrantinnen im Vergleich zu 282 infizierten
deutschen Patientinnen in Nordrhein-Westfalen
zeigte, dass die Migrantinnen beim Zeitpunkt der
Diagnosestellung der HIV-1-Positivität jünger
sind als die Vergleichsgruppe der deutschen
Frauen. Häufig erfahren die Migrantinnen von
ihrer HIV-Positivität durch eine Schwangerschaft.

Prophylaktische Strategien gegen die weitere
Ausbreitung von HIV können Erfolg haben, so
die Referentin, wenn sie zielgruppenorientiert
sind und zum Beispiel die Migrantinnen besser
in die Gesundheitsversorgung integriert werden
können. Dazu sollten die notwendigen An-
gebote kulturelle Aspekte berücksichtigen. Beide
Vorträge wurden von den Mitgliedern der
Enquetekommission vor allem hinsichtlich der
Handlungsempfehlungen für die gesundheitliche
Versorgung diskutiert.

Frauengesundheit

Migrantinnen besser in 
Versorgung integrieren

Fast allein unter
Männern

Beim 1. Parlamentarischen Preis-Skat-
Turnier am 11. Februar im Düsseldorfer
Landtag hat die Landtagsabgeordnete und
Wissenschaftsministerin Hannelore Kraft
(SPD) als beste Frau unter zahlreichen
Männern sich den 44. Platz erspielt. Sie
gewann eine Flugreise nach Palma. Der
SPD-Parlamentarier Erwin Siekmann  lan-
dete als bester Landtagsabgeordneter auf
dem dritten Platz hinter Jürgen Biermann
und Rainer Posorski. Der Erlös von 3.000
Euro des vom Deutschen Automa-
tenverband und Deutschem Skatverband
organisierten Turniers unter der
Schirmherrschaft von Landtagspräsident
Ulrich Schmidt kommt der Stiftung Lebens-
hilfe zu Gute.
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Zwei Vorträge mit den Themen  „Lesben, die unsichtbaren Patientinnen“ und „HIV-1
assoziierte Probleme bei Frauen unter besonderer Berücksichtigung der Situation von
Migrantinnen“ standen in der Februarsitzung der Enquetekommission „Zukunft einer
frauengerechten Gesundheitsversorgung in NRW“ auf der Tagesordnung.

Komplizierte Behandlung erschwert Therapietreue 
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Aus den Fraktionen

SPD CDU

FDP GRÜNE

D
ie Landtagsfraktion von Bündnis 90/Die Grünen NRW lehnt den
Transport von Atommüll des ehemaligen Forschungsreaktors
Rossendorf in Sachsen nach Ahaus ab. Da für Forschungsreaktoren

laut Atomkonsens Ausnahmeregelungen gelten, wollen die Betreiber der
Anlage nun 18 Atommüllbehälter mit hochradioaktiven Brennelementen
nach Ahaus transportieren – 600 km über die Straße. Dieser Transport
wäre sicherheitstechnisch gefährlich und finanziell unsinnig.

Die Fraktion formulierte vier zentrale Aussagen:
1. Wir sind nicht bereit, 50 Millionen Euro für einen überflüssigen und

gefährlichen Atomtransport auszugeben.
2. Wir fordern die sächsische Landesregierung auf, sich freiwillig dem erreich-

ten Konsens zur Vermeidung sinnloser Transporte durch Deutschland
anzuschließen (…), um den eigenen Atommüll zu entsorgen und nicht
in andere Bundesländer zu verschieben.

3. Wir fordern die Betreibergesellschaft auf, für die im Rückbau befind-
liche Atomanlage in Rossendorf einen entsprechenden Antrag für die
Schaffung eines Zwischenlagers mit notwendigen sicheren Sicher-
heitsstandards zu stellen.

4. Wir bitten den Ministerpräsidenten, die Landesregierung, den Bundes-
umweltminister und die Bundesregierung aktiv in Verhandlungen mit
der sächsischen Landesregierung zur Schaffung eines Zwischenlagers in
Rossendorf zu treten.

Die Landtagsfraktion von Bündnis 90/DIE GRÜNEN NRW wird wei-
terhin für einen schnellstmöglichen Atomausstieg und gegen unsinnige
und überflüssige Atomtransporte arbeiten.

Grüne appellieren an die Verantwortlichkeit
des Freistaates Sachsen

Kreativ aus der Zeitungskrise –
Forum der FDP-Fraktion

D
ie Zeitungskrise trifft auch NRW. Anzeigen fehlen, Redakteure
werden entlassen, Zeitungen eingestellt. Bundesweit, so FDP-
Fraktionschef Dr. Ingo Wolf, sind derzeit 14.000 Journalisten

arbeitslos. Gibt es einen Weg aus der Krise? Durchaus, meinten
Medienprofis bei einem Forum der FDP-Fraktion (Moderation: Bernd
Gäbler, Chef des Marler Grimme-Instituts). So gründete die „Bild am
Sonntag“ aus der Redaktion heraus neue Zeitungen, schilderte deren
Chefredakteur Claus Strunz. Die „Neue Westfälische“ in Bielefeld
gewann Anzeigen durch neue Beilagen, erzählte Chefredakteur Uwe
Zimmer. Für Rudolf Spindler, Geschäftsführer des “Süddeutsche
Zeitung Magazins“, sind „Advertorials“ ein Ausweg – Beilagen mit
durchgängiger Anzeigenbelegung eines Kunden. Udo Becker, Ge-
schäftsführer des Zeitungsverlegerverbandes NRW, forderte „größere
wirtschaftliche Plattformen für zukunftssichernde Strategien“. Und
für ehemalige Redakteure böte sich das Arbeiten sowohl für Medien
als auch für Firmenpublikationen an, sagte Torsten Engelhardt von
der Hamburger Journalisten-Agentur „das AMT“. So berichtete auch
Henning Krumrey („Focus“), Vorstand der Kölner Journalisten-
schule, dass es immer mehr junge Absolventen in PR-Berufe ziehe.
Bleibt dabei der Qualitätsjournalismus auf der Strecke? Diese Gefahr
drohe, falls die von Berlin geplante Lockerung der Pressefusionskon-
trolle durchkomme, warnte FDP-Medienpolitiker Dr. Stefan Grüll.
Jo Groebel, Direktor des Europäischen Medieninstituts, sagte, trotz
der Krise halte er „die deutschen Zeitungen für einige der besten
überhaupt“.

Jürgen Rüttgers auf USA-Reise zu Gast bei
Henry Kissinger

Jentsch:  CDU steht allein gegen
bürgerfreundliche Polizeireform

D
ie CDU im Landtag sollte endlich ihren Widerstand gegen eine
bürgerfreundliche Reform der Polizei aufgeben und mit SPD,
Grünen und FDP dafür sorgen, dass wieder mehr Polizisten auf

die Straße kommen.“ Mit diesen Worten kommentierte der innenpoli-
tische Sprecher der SPD-Landtagsfraktion, Jürgen Jentsch, populistische
Vorschläge der CDU zur Verbrechensbekämpfung. Jentsch: „Die CDU
doktert an den Symptomen herum, ohne die Ursachen gezielt anzugehen.“

SPD und Grüne hatten bereits mit ihrem Antrag vom 15. Oktober
2003 die Einsetzung der unabhängigen Kommission beim Innenminister
gefordert, die prüft, wie die polizeilichen Ressourcen im Kampf gegen das
Verbrechen noch wirksamer eingesetzt werden können. „Unsere Polizei
leistet hervorragende Arbeit, es ist aber zu fragen, ob die Strukturen noch
verbessert werden können und damit noch mehr Sicherheit in Nordrhein-
Westfalen möglich ist. Weniger Häuptlinge, mehr Indianer“, sei die Devise,
erläuterte Jentsch. Die Überlegungen der Koalitionsfraktionen würden
von den Gewerkschaften der Polizei ausdrücklich begrüßt. Die Profis
hätten erkannt, dass die polizeiliche Arbeit noch wirksamer sein könne,
wenn auch die inneren und äußeren Strukturen stimmten, so Jentsch.
„Anzahl, Größe und innere Führung der Kreispolizeibehörden gehören
auf den Prüfstand. Auch die FDP fordert eine grundlegende Polizei-
reform, nur die CDU verharrt in ihren antiquierten Vorstellungen“, so
Jentsch. Spätestens Ende des Jahres 2004 solle der Innenminister die
Kommissionsergebnisse vorlegen, damit der Landtag entscheiden könne,
ob und wie eine Organisationsreform in Angriff genommen werde.

Ein dicht gedrängtes Programm und hochkarätige Gesprächspartner:
Sechs Tage lang besuchte CDU-Fraktionschef Jürgen Rüttgers die USA,
um Netzwerke zu pflegen und Kontakte zu knüpfen. So traf er in New York
mit dem früheren Außenminister Henry Kissinger zusammen (Foto) –
und bei dem Gespräch ging es neben aktuellen politischen Themen auch
um den Tabellenstand des Fußballvereins Greuther Fürth aus Kissingers
fränkischer Heimat. Rüttgers sprach im American Council of Germany
vor deutschen und amerikanischen Managern. In Washington informierte
sich der Politiker aus Nordrhein-Westfalen über das Kommandozentrum
zur globalen Seuchenfrüherkennung. Bei der Gelegenheit kam es zu
einem ausführlichen Meinungsaustausch mit US-Gesundheitsminister
Tommy Thompson. Gesprächspartner in Washington war auch der Chef
des Internationalen Währungsfonds, Horst Köhler.

Einen Schwerpunkt der Reise bildete der Bereich Forschung, Wissenschaft
und Innovation. So begegnete Rüttgers dem Physik-Nobelpreisträger Wolfgang

Ketterle und dem Medizin-
Nobelpreisträger Günter Blobel.
Bei einer Unterredung mit
dem Vizechef von AOL/Time
Warner, Robert Kimmitt,
wurde deutlich, dass ameri-
kanische Firmen durchaus
bereit seien, in Nordrhein-
Westfalen zu investieren.
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I
ch hätte für Albert Einstein gestimmt.“
Hätte sich Karl-Heinz Haseloh zur Fern-
sehsendung „Deutschlands Beste. Wer ist

der größte Deutsche?“ festlegen müssen, wäre
ihm neben Einstein auch Willy Brandt in den
Sinn gekommen. Brandts famous last words,
die wie in Marmor geschlagen wirken, kann
Haseloh auswendig: „Nichts kommt von selbst,
und nur wenig ist von Dauer. Besinnt euch auf
eure Kraft und darauf, dass jede Zeit ihre
Antwort braucht und dass man auf der Höhe
der Zeit zu sein hat, wenn Gutes bewirkt
werden soll.“ 

Der Abgeordnete aus Minden-Lübbecke,
der 2000 erstmals in den Landtag gewählt
wurde, denkt auch an andere Goldene Worte,
etwa die eines 90-jährigen Parteifreundes: „Es
ist eine Ehre, für die SPD ein Mandat innezu-
haben.“ „Das sehe ich genauso“, sagt der 1946
geborene Diplom-Sozialwirt, der mit einer
Katholikin verheiratet ist, den jedoch ein reiß-
festes Band mit seiner evangelischen Kirche
verbindet. Mütterlicherseits gab es eine sozial-
demokratische Vorprägung, tiefer noch als die
war wohl die Prägung durch ein pietistisch
gesinntes Elternhaus. Sofort fragt man an der
Stelle nach Haselohs Urteil über Johannes
Rau. Rau zählt zu den christlich grundierten
Demokraten, die Haseloh besonders schätzt.
Er nennt außerdem Erhard Eppler, Gustav
Heinemann, Heinrich Albertz.

Der Politiker mit langjähriger Berufser-
fahrung als Arbeitnehmer in der Industrie,
Betriebsrat und Kirchenreferent in Westfalen
legt Wert auf die geistig-ethische Unterfütterung
politischen Tuns. Haseloh besucht regelmäßig
evangelische Kirchentage. Theorie und Pragma-

Porträt

Porträt der Woche: Karl-Heinz Haseloh (SPD)
tismus möchte er zusammenführen. Versöhnen
statt spalten? Haseloh schaut zurück auf seinen
Werdegang: „In der kirchlichen Jugendarbeit und
als Betriebsrat müssen Sie Interessen vertreten,
gleichzeitig sind Sie zum Dialog verpflichtet.“
Er betrachtet sich als einen Transportarbeiter,
der dafür sorgt, dass kirchliche und politische
Welt sich gegenseitig beliefern und bereichern.

Sozialethik

Nostalgie schwingt mit, wenn Haseloh an
Brandt und den politischen Aufbruch der
späten sechziger und frühen siebziger Jahre
denkt. Brandt habe es verstanden, sich bei
Arbeitnehmern verständlich zu machen,
ihnen Orientierung zu geben. „Beim Miss-
trauensvotum gegen Bundeskanzler Brandt
1973 war bei uns im Betrieb jedes Radio an.“
Heute stünden Fragen nach Wohlstandserhalt
und sicheren Arbeitsplätzen im Vordergrund.
Dennoch brauche die Politik neben Problem-
lösungs-Kompetenz eine gewisse Sozialethik.
Christliche Denker, Sozialethiker wie Oswald
von Nell-Breuning oder Friedhelm Hengsbach,
sind für Haseloh Menschen mit politischem
Scharfblick. Obwohl Haseloh im Gegensatz zu
seiner Frau kein Bücherwurm ist, will er
Heiner Geißlers Abhandlung „Was würde
Jesus heute sagen?“ auf jeden Fall lesen.

Mit der CDU hat der SPD-Mann stets
einen Konservatismus verbunden, der ihm
fremd blieb – Geißler jedoch, „da hört man
hin“. Der Parlamentarier, dessen zwei Brüder
in der Mission beziehungsweise im Pflege-
bereich tätig, und darüber hinaus auch in der SPD

sind, macht im Gespräch einen temperament-
vollen Eindruck. Manchmal spricht er hastig.
Man spürt den immerwährenden Leistungs-
willen eines Aufsteigers, der nach Volksschule
und Lehre über den zweiten Bildungsweg und
mit gewerkschaftlicher Förderung vorwärts ge-
kommen ist. Haseloh ist bescheiden genug, zu
bestimmten politischen Großproblemen – der
Embryonenforschung beispielsweise – nichts
zu sagen: „Das ist nicht meine Baustelle, da
fehlt mir grundlegende Kenntnis.“

Zwanzig Jahre lang war er kommunal-
politisch aktiv. Das ist vorbei. Haseloh tanzt
politisch auf einer Hochzeit. „Kommunal-
politische Erfahrungen sind wichtig für einen
Landespolitiker, aber man muss nicht mehrere
Hüte aufhaben.”

Der Abgeordnete, der dort zu Hause ist,
wo die norddeutsche Tiefebene anfängt, radelt
gerne. Spazieren gehen und Schwimmen kom-
men in Mußestunden hinzu. Bis zum 25. Lebens-
jahr hat Haseloh Handball gespielt, heute
verfolgt er die Spiele des TUS Nettelstedt-
Lübbecke. Im Urlaub geht die Familie an
die See, bevorzugt
nach Wyk auf
Föhr: „Wir haben,
angefangen bei
Texel, alle Nord-
seeinseln ge-
testet, und
uns dann
für Föhr ent-
schieden.“

Autor: 
Reinhold Michels

Seite 23 · Landtag intern 3/2004

Die Schirmherrschaft über den Jugendkon-
vent hatte Landtagspräsident Ulrich Schmidt
übernommen. „Für mich als „alten Politik-
hasen“ ist das keine Routineangelegenheit,
sondern vielmehr spannend und sicherlich
auch lehrreich“, begrüßte er die Teilnehmer.

Aus ganz NRW und aus den Partner-
regionen in Polen, den Niederlanden und
Belgien waren sie angereist, „um viele verschie-
dene Sichtweisen kennen zu lernen“, sagten
Hadessa Noorda aus Maastricht und Teresa
Marie Meiler aus Dortmund. Ihr Ziel: „Ideen
und Ergebnisse, die uns und Europa weiter-
bringen.“

Dazu erarbeiteten die Jugendlichen in fünf
Workshops Zukunftsvisionen und erhielten

Europa im Jahr 2014: „Starker Staatenbund oder Chaos ohne Verfassung?“ Solche Szenarien spielten
120 junge Erwachsene Ende Februar beim „European Fishbowl 2004“ im Landtag durch.

auch praktische Tipps. „Nutzen Sie die
Möglichkeit, ihre Ausbildung mit Praktika und
Referendariaten auf Europa auszurichten“, riet
Landtags-Vizepräsidentin Edith Müller den
jungen Leuten.

Die fassten ihre Ergebnisse in einer
„Zeitkapsel“ zusammen, die Dr. Klaus
Hänsch, Mitglied des Europaparlaments
(MdEP), dem Präsidenten des Europapar-
laments übergeben wird. „Sie geben den Eu-
ropaparlamentariern damit Hausaufgaben
auf, über die sich niemand so ohne weiteres
wird hinwegsetzen können“, wie Vizepräsident
Jan Söffing feststellte. Die Kapsel soll in zehn
Jahren, im Jahr 2014, vom Europaparlament
geöffnet werden. CW
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Vom  11. März bis 23. März 2004

11.03. Manfred Palmen (CDU) 59
14.03. Manfred Böcker (SPD) 64
14.03. Annegret Krauskopf (SPD) 60
15.03. Bernhard Tenhumberg (CDU) 48
19.03. Karl Kress (CDU) 59
21.03. Hagen Jobi (CDU) 57
22.03. Oda-Gerlind Gawlik (SPD) 56
22.03. Ute Schäfer (SPD) 50
23.03. Marianne Thomann-Stahl (FDP) 50 

Birgit Fischer MdL, Ministerin für Gesundheit,
Soziales, Frauen und Familie und Landtags-
abgeordnete, ist auf dem Landesparteitag der
nordrhein-westfälischen SPD Mitte vergangenen
Monats in Bochum zusammen mit Britta
Altenkamp, Landtagsabgeordnete aus Essen, und
Dr. Karsten Rudolph, Abgeordneter aus Wetter an
der Ruhr, zu stellvertretenden Vorsitzenden der
NRW-SPD gewählt worden. Zu den Stellver-
tretern gehört auch Karl Schultheis aus Aachen,
der von 1985 bis 1995 dem Landesparlament
angehört hat. Harald Schartau, Minister für Wirt-
schaft und Arbeit, wurde auf dem Parteitag in
seinem Amt als Landesvorsitzender der Sozial-
demokraten an Rhein und Ruhr bestätigt.
Bestätigt wurde ebenfalls der Landtagsabgeord-
nete Michael Groschek (Oberhausen) in seinem
Amt als Generalsekretär der SPD in Nordrhein-
Westfalen.

Wolfgang Thierse (SPD), Bundestagspräsident,
ist in Münster von der Philosophischen Fakultät
der Universität mit dem Ehrendoktor ausge-
zeichnet worden. Landtagspräsident Ulrich Schmidt
(SPD) gratulierte Thierse und würdigte ihn für
seine Glaubwürdigkeit und Gradlinigkeit. Nach
der Laudatio durch Jutta Limbach, Präsidentin des
Goethe-Instituts, überreichte der Dekan der
Fakultät, Professor Dr. Tomas Tomasek, Thierse
die Urkunde.

Anne-José Paulsen, Präsidentin des Oberlandes-
gerichts (OLG) Düsseldorf, und Dr. Wilfried Bünten,
Vizepräsident des OLG Düsseldorf, sind als
Mitglieder des Verfassungsgerichtshofs für das
Land Nordrhein-Westfalen vereidigt worden.

Ausstellung
Einblicke in die Lebens- und Arbeitswelt

von Frauen in Ost- und Westdeutschland
bietet die Ausstellung „Frauengeschichte(n)
aus Eisenhüttenstadt und dem Ruhrgebiet“.
Die Ausstellung, die beide Welten unter
den Themen „Eisenhüttenstädter Frauenall-
tag – Spuren gelebter Utopie?“ und „Frauen
in Zeiten des Strukturwandels. Porträts aus
dem Ruhrgebiet“ zeigt, wird von Landtags-
präsident Ulrich Schmidt am 11. März er-
öffnet. Sie ist zu sehen in der Wandelhalle
des Landtags und dauert bis 18. März.

. . . für alle Närrinnen und Jecken wieder alles vorbei war, regierte der Karneval im Landtag.
Den närrischen Reigen eröffnete am 11. Februar Landtagspräsident Ulrich Schmidt, der stellver-
tretend für alle Kinderprinzenpaare im Land die jungen Tollitäten Melina I. und Niklas I. aus
Ratingen empfing (u.l.). Tags darauf durfte sich Vizepräsidentin Edith Müller über jecken Besuch
aus Rösrath freuen, als das Kinderdreigestirn Prinz Marlon, Bauer Daniel und Prinzessin Melena
zu Gast war (u.r.). Höhepunkt der Session im nordrhein-westfälischen Parlament war wieder
der „Närrische Landtag“, zu dem Ulrich Schmidt eingeladen hatte: 21 Prinzenpaare und
Dreigestirne aus ganz NRW sorgten ebenso wie die Band „Zollhuus extra scharf“ am 16. Fe-
bruar in der Wandelhalle für den karnevalistischen Ausnahmezustand (Bild oben).

Bevor am Aschermittwoch . . .

Fotos: Schälte
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Sprecherinnen und Sprecher der Fraktionen in den Ausschüssen

Arbeit, Gesundheit, Soziales, Vertriebene, Flüchtlinge Michael Scheffler 2677 Rudolf Henke 2520 Dr. Ute Dreckmann 2563
Barbara Steffens

2963

Europa, Eine-Welt

Gabriele Sikora 2659 Ilka Keller 2715 Dietmar Brockes 2750
Ute Koczy

2866

Frauenpolitik

Gerda Kieninger 2640 Regina van Dinther 2122 Brigitte Capune-Kitka 2778
Marianne Hürten

2349

Grubensicherheit

Hans Vorpeil 2615 Fritz Kollorz 2725 Holger Ellerbrock 2423
Rüdiger Sagel

2278

Hauptausschuss

Dorothee Danner 2553 Werner Jostmeier 2346 Marianne Thomann-Stahl 2432
Sylvia Löhrmann

2604

Haushalt, Finanzen

Gisela Walsken 2622 Helmut Diegel 2726 Angela Freimuth
2875

Edith Müller
2068

Haushaltskontrolle

Wolfgang Drese 2696 Michael Thomas Breuer 2923 Dr. Jens Jordan
2123

Rüdiger Sagel
2278

Innere Verwaltung, Verwaltungsstrukturreform
Jürgen Jentsch 2681 Theo Kruse 2762 Horst Engel

2396
Monika Düker

2204

Kinder, Jugend, Familie

Bernd Flessenkemper 2877 Thomas Mahlberg 2105 Christian Lindner 2504
Ute Koczy

2866

Kommunalpolitik

Heinz Wirtz
2708 Franz-Josef Britz 2311 Dr. Ingo Wolf

2067
Ewald Groth

2286

Kultur

Manfred Böcker 2535 Richard Blömer 2713 Brigitte Capune-Kitka 2778
Oliver Keymis

2185

Medien

Marc Jan Eumann 2692 Lothar Hegemann 2366 Dr. Stefan Grüll
2065

Oliver Keymis
2185

Migrationsangelegenheiten

Britta Altenkamp 2655 Thomas Kufen 2379 Dr. Ute Dreckmann 2563
Sybille Haußmann

2030

Petitionen

Wilfried Kramps 2669 Anne-Hanne Siepenkothen 2118 Joachim Schultz-Tornau 2072
Brigitte Herrmann

2533

Rechtsausschuss

Frank Sichau 2294 Peter Biesenbach 2735 Jan Söffing
2566

Sybille Haußmann
2030

Schule, Weiterbildung

Manfred Degen 2671 Bernhard Recker 2774 Ralf Witzel
2008

Sylvia Löhrmann
2604

Sport

Ina Meise-Laukamp 2264 Dr. Annemarie Schraps 2733 Ingrid Pieper-von-Heiden 2503
Ewald Groth

2286

Städtebau, Wohnungswesen

Dieter Hilser 2144 Bernd Schulte 2724 Karl Peter Brendel 2880
Dr. Thomas Rommelspacher 2699

Umweltschutz, Raumordnung
Dr. Bernhard Kasperek 2119 Hans Peter Lindlar 2199 Holger Ellerbrock 2423

Johannes Remmel
2748

Verkehr

Gerhard Wirth 2557 Heinz Hardt 2680 Christof Rasche
2529

Oliver Keymis
2185

Wirtschaft, Mittelstand, Technologie
Werner Bischoff 2798 Christian Michael Weisbrich 2057 Dr. Gerhard Papke 2528

Rüdiger Sagel
2278

Wissenschaft, Forschung

Dietrich Kessel 2621 Manfred Kuhmichel 2912 Prof. Dr. Friedrich Wilke 2825
Dr. Ruth Katharina Seidl 2424

Unterausschuss Personal

Günter Garbrecht 2518 Manfred Palmen 2722 Angela Freimuth
2875

Edith Müller
2068

Unterausschuss Landesbetriebe u. Sondervermögen Erwin Siekmann 2661 Norbert Johannes Post 2261 Dr. Stefan Grüll
2065

Dr. Thomas Rommelspacher 2699

Enquetekommission Zukunft der Städte
Gerda Kieninger 2640 Klaus Kaiser 2769 Karl Peter Brendel 2880

Dr. Thomas Rommelspacher 2699

Enquetekommission Frauengesundheit
Vera Dedanwala 2676 Ursula Doppmeier 2167 Brigitte Capune-Kitka 2778

Marianne Hürten
2349

Enquetekommission Pflege

Günter Garbrecht 2518 Angelika Gemkow 2908 Dr. Jana Pavlik
2340

Barbara Steffens
2963

Parlamentarischer Untersuchungsausschuss
Prof. Dr. Gerd Bollermann 2682 Michael Thomas Breuer 2923 Karl Peter Brendel 2880

Rüdiger Sagel
2278

Ernährung, Landwirtschaft, Forsten, Naturschutz Irmgard Schmid 2623 Eckhard Uhlenberg 2782 Felix Becker
2263

Reiner Priggen
2295
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Ausschuss

Vorsitz
Tel. 0211/884 - stellvetretender Vorsitz Tel. 0221/884 - Assistenz

Tel. 0211/884 -

Vorsitz, stellvertretender Vorsitz, Assistenz der Ausschüsse

Arbeit, Gesundheit, Soziales, Vertriebene, Flüchtlinge Bodo Champignon (SPD) 2643 Ursula Monheim (CDU) 2986 Frank Schlichting
2580

Europa, Eine-Welt

Ute Koczy (GRÜNE)
2866 Dr. Stefan Heinrich Berger (CDU) 2767 Günter Gross

2927

Frauenpolitik

Inge Howe (SPD)
2663 Helga Schwarz-Schumann (SPD) 2670 Monika Pirron

2434

Grubensicherheit

Peter Budschun (SPD)
2291 Franz-Josef Pangels (CDU) 2727 Georg Schröder

2487

Hauptausschuss

Edgar Moron (SPD)
2220 Dr. Hans-Ulrich Klose (CDU) 2104 Frank Schlichting

2580

Haushalt, Finanzen

Volkmar Klein (CDU)
2907 Elke Talhorst (SPD) 2627 Silvia Winands

2336

Haushaltskontrolle

Rolf Seel (CDU)
2718 Lothar Niggeloh (SPD) 2662 Thomas Wilhelm

2523

Innere Verwaltung, Verwaltungsstrukturreform
Klaus-Dieter Stallmann (CDU) 2723 Karl Peter Brendel (FDP) 2880 Wolfgang Fröhlecke 2488

Kinder, Jugend, Familie

Annegret Krauskopf (SPD) 2674 Marlies Stotz (SPD) 2689 Birgit Hielscher
2226

Kommunalpolitik

Jürgen Thulke (SPD)
2673 Monika Brunert-Jetter (CDU) 2745 Norbert Krause

2521

Kultur

Dr. Renate Düttmann-Braun (CDU) 2173 Brigitte Capune-Kitka (FDP) 2778 Monika Pirron
2434

Medien

Claudia Nell-Paul (SPD) 2629 Dr. Michael Brinkmeier (CDU) 2124 Birgit Hielscher
2226

Migrationsangelegenheiten

Wolfgang Große Brömer (SPD) 2668 Rainer Josef Bischoff (SPD) 2150 Norbert Krause
2521

Petitionen

Barbara Wischermann (CDU) 2785 Brigitte Herrmann (GRÜNE) 2533 Franz Muschkiet
2531

Rechtsausschuss

Dr. Robert Orth (FDP)
2883 Bernhard von Grünberg (SPD) 2648 Georg Schröder

2487

Schule, Weiterbildung

Dr. Heinz-Jörg Eckhold (CDU) 2780 Hans Frey (SPD) 2293 Wolfgang Kubitzky 2856

Sport

Gisela Hinnemann (CDU) 2717 Dr. Hans Kraft (SPD) 2667 Wolfgang Kubitzky 2856

Städtebau, Wohnungswesen

Wolfgang Röken (SPD)
2620 Heinrich Sahnen (CDU) 2915 Harald Holler

2489

Umweltschutz, Raumordnung

Klaus Strehl (SPD)
2151 Hubert Schulte (CDU) 2736 Thomas Wilhelm

2523

Verkehr

Manfred Hemmer (SPD) 2660 Günter Langen (CDU) 2347 Harald Holler
2489

Wirtschaft, Mittelstand, Technologie
Dr. Helmut Linssen (CDU) 2636 Hans Vorpeil (SPD) 2615 Georg Schröder

2487

Wissenschaft, Forschung

Joachim Schultz-Tornau (FDP) 2072 Donata Reinecke (SPD) 2618 Peter Kemmerich
2442

Unterausschuss Personal

Manfred Palmen (CDU) 2722 Erwin Siekmann (SPD) 2661 Hans-Joachim Donath 2338

Unterausschuss Landesbetriebe u. Sondervermögen Günter Garbrecht (SPD) 2518 Norbert Johannes Post (CDU) 2261 Klaus Weil
2321

Enquetekommission Zukunft der Städte
Hans-Peter Milles (SPD) 2709 Klaus Kaiser (CDU) 2769 Dr. Martina Werheit 2823

Enquetekommission Frauengesundheit
Marianne Hürten (GRÜNE) 2349 Gabriele Kordowski (CDU) 2131 Silke Fehlmann

2803

Enquetekommission Pflege

Angelika Gemkow (CDU) 2908 Günter Garbrecht (SPD) 2518 Gabriele Osing
2857

Parlamentarischer Untersuchungsausschuss
Oda-Gerlind Gawlik (SPD) 2152 Herbert Reul (CDU) 2732 Silvia Winands

2336

Ernährung, Landwirtschaft, Forsten, Naturschutz
Marie-Luise Fasse (CDU) 2902 Dr. Georg Scholz (SPD) 2664 Thomas Wilhelm

2523
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